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Richtungsweisende Wahl
Argentinien wählt / Umfragen erwarten Wahlschlappe für CFK
Argentinien vor dem Urnengang. Das Bild zeigt Wahlwerbung für Oppositionspolitiker Sergio Massa, der bis 2009 noch Kabinettschef der Kirchners war. (Foto: AP)
Buenos Aires (dpa/mc) - Die Parlamentswahl in Argentinien am morgigen Sonntag wird vermutlich das Ende der Regierungszeit von Staatschefin Cristina Fernández de Kirchner einläuten. Alle Prognosen gehen davon aus, dass die Präsidentin eine Wahlschlappe erleiden wird, die ihr den Weg zu einer zweiten Wiederwahl 2015 endgültig versperren dürfte. Um die dafür nötige Verfassungsreform durchzusetzen, bräuchte sie nämlich eine Zwei-Drittel-Mehrheit im Parlament - ein unerreichbares Ziel angesichts der 30 Prozent, die Umfragen der Regierung bei der Erneuerung der Hälfte der Abgeordneten und eines Drittels der Senatoren vorhersagen.
Mit einem Ergebnis in dieser Größenordnung würde die linksperonistische Regierungskoalition Frente para la Victoria (FPV - Front für den Sieg) zwar nicht allzu viele Abgeordnetenmandate im Parlament verlieren. Auch ist es gut möglich, dass die FPV vor der zersplitterten Opposition landesweit die meisten Stimmen erlangt. Dennoch steht der Regierung eine politische Niederlage ins Haus - eingedenk der 54,1 Prozent, mit denen Kirchner 2011 ihre Wiederwahl gewann.
Die Wahlen finden am dritten Jahrestag des Todes von Kirchners Ehemann statt: Ex-Präsident Néstor Kirchner (2003-2007) starb am 27. Oktober 2010 im Alter von 60 Jahren. Der Gouverneur der Provinz Buenos Aires, Daniel Scioli, forderte Anhänger und Wähler dazu auf, Cristina Kirchner „an diesem schwierigen Tag“ mit ihrer Stimmabgabe zu begleiten.
In den fünf größten Wahldistrikten des Landes - der Bundeshauptstadt Buenos Aires sowie der Provinzen Buenos Aires, Córdoba, Santa Fe und Mendoza - werden aber Niederlagen der FPV im Bereich von 8 bis mehr als 20 Prozentpunkten vorausgesagt. Die wahrscheinlichen Gewinner in diesen fünf Wahlbezirken kommen aus verschiedenen politischen Lagern - vom Sozialisten Hermes Binner über Sergio Massa, den Abtrünnigen des peronistischen Regierungslagers, bis hin zur konservativen Partei des Hauptstadt-Bürgermeisters Mauricio Macri. Sie alle versuchen, sich als mögliche Kandidaten für die Nachfolge Cristina Kirchners 2015 zu profilieren. Seitens der Regierung wird Gouverneur Scioli als der aussichtsreichste Vorkandidat für die nächste Präsidentschaftswahl genannt. Dafür muss er aber am Sonntag die sich abzeichnende Wahlschlappe in seinem Distrikt möglichst in Grenzen halten.
Die Provinz Buenos Aires ist mit Abstand der wichtigste Gliedstaat, da hier 38 Prozent aller Wahlberechtigten leben. In den Vorwahlen im August hatte Massa mit 35,1 Prozent das beste Ergebnis erzielt. Der Kandidat des Regierungslagers, Martín Insaurralde, musste sich mit 29,7 Prozent begnügen.
In der Hauptstadt, wo es neben Sitzen im Abgeordnetenhaus auch Senatorenposten zu vergeben gibt, wähnen sich die Kandidaten des Mitte-Links-Bündnis UNEN nach dem überraschend starken Vorwahlergebnis im Aufwind. „Wir wollen die Demokratie wieder stärken und mit der korrupten und privilegieren Politikerklasse aufräumen“, kündigte Spitzenkandidatin Elisa Carrió gegenüber dem Argentinischen Tageblatt an. An ihrer Seite kandidiert der Filmemacher „Pino“ Solanas für den Senat. UNEN konkurriert mit der Pro-Partei von Bürgermeister Mauricio Macri, der Gabriela Michetti (Senat) und den Rabbiner Sergio Bergman (Abgeordnetenhaus) in vorderster Linie ins Rennen schickt. Rückschläge gab es in der Hauptstadt zuletzt für das Kirchner-Lager, dessen Spitzenkandidat Juan Cabandié während einer Polizeikontrolle ausrastete und dabei gefilmt wurde (wir berichteten).
Hauptsorgen der Wähler sind die steigende Inflation (Schätzung für 2013: um die 24 Prozent), zunehmende Unsicherheit durch Überfälle und Drogenkriminalität, Import-Restriktionen und die besonders unpopulären Devisenkontrollen, mit denen die erwarteten großen Stimmenverluste der Regierung erklärt werden. Bei den Vorwahlen im August war die FPV nur noch auf 26,3 Prozent der Stimmen gekommen.
Cristina Kirchner selbst wird auf Anordnung der Ärzte nicht wählen können. Nach einer Operation, mit der vor drei Wochen eine Hirnhautblutung behandelt wurde, erholt sich die Präsidentin derzeit im Krankenbett in ihrer Residenz im feinen Hauptstadtvorort Olivos. Den Flug an ihren Wohnsitz im patagonischen El Calafate haben die Ärzte bislang nicht genehmigt. Nach Ansicht von Demoskopen könnte die Erkrankung Kirchners aber auch positive Auswirkungen auf ihr Image haben.
Argentinien
Gouverneurswahl ausgesetzt
Oberster Gerichtshof greift in Santiago del Estero ein
Muss seine Wiederwahlpläne ad acta legen: Santiagos Gouverneur Gerardo Zamora. (Foto: sde.gov.ar)
Buenos Aires (AT/mc) – Paukenschlag für die Provinz Santiago del Estero: Mit einem Vorlauf von nur fünf Tagen hat der Oberste Gerichtshof der Nation per einstweiliger Verfügung die für den morgigen Sonntag terminierten Gouverneurswahlen aufgehoben. Grund: Eine erneute Wiederwahl des Kirchner-treuen Gouverneurs Gerardo Zamora verstoße gegen die Verfassung der Provinz. Diese billig dem Verwaltungschef nur zwei direkt aufeinander folgende Amtszeiten zu. Das Gericht entsprach mit seiner kurzfristigen Entscheidung einem Antrag der Radikalen Bürger Union (UCR).
Das Gericht vertrat die Ansicht, dass es sich bei Zamoras aktueller Kandidatur bereits um seine dritte in Folge handele. Der Gouverneur, der seit 2005 im Amt ist und 2009 bestätigt wurde, hatte argumentiert, dass seine erste Amtszeit (2005 bis 2009) nicht angerechnet werden dürfe, da der Amtszeit beschränkende Passus im Wahlrecht der Provinz erst erst während eben jener Legislaturperiode beschlossen wurde.
Doch den Obersten Gerichtshof konnte Zamora so nicht überzeugen. Es sei offensichtlich, dass die angestrebte Wieder-Wiederwahl „irreparablen Schaden“ an der Provinzverfassung anrichte. Schließlich bestehe die Gefahr, dass man Amtsträger haben werde, die nicht im Einklang mit dem Wahlgesetz ermittelt würden.
Zamora wertete das Vorgehen des Obersten Gerichtshofes als „Einmischung“ in die Angelegenheiten der Provinz. Gleichwohl erklärte er notgedrungen, den Richterspruch anerkennen zu wollen. Schließlich gibt es keine Beschwerdeinstanz gegen Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes.
Zamoras politische Karriere begann bei der Radikalen Bürger Union. Mit der „bürgerlichen Front“ (Frente cívico) gelang es ihm 2005, die langjährige Vorherrschaft der peronistischen Gerechtigkeitspartei (PJ) zu brechen. Doch als Gouverneur näherte er sich schnell der linksperonistischen Nationalregierung an und entwickelte sich zum treuen Gefolgsmann des Präsidenten-Ehepaars Kirchner. Bei den Wahlen 2011 erreichte das Kirchner-Lager in Santiago sein landesweit bestes Ergebnis.
Wann nun ein neuer Gouverneur gekürt wird, ist noch offen. Die Wahlen zum nationalen Kongress werden in Santiago del Estero aber genauso abgehalten wie in allen anderen Provinzen.
Argentinien
Wieder Zugunglück in Once
99 Verletzte / Zug rast über Gleise hinaus
Der Zug rammte einen Prellbock und fuhr über die Gleise hinaus. (Foto: AP)
Buenos Aires (dpa/mc) - Erneut ist im Bahnhof Once von Buenos Aires ein Zug verunglückt. 99 Menschen seien verletzt worden, teilten die Behörden mit. Darunter seien auch zwei achtjährige Kinder. Es gebe aber keine Schwerverletzten und keiner der Passagiere schwebe in Lebensgefahr. Schon vor knapp zwei Jahren hatte es am selben Bahnsteig einen verheerenden Zugunfall gegeben: Im Februar 2012 kamen dabei 51 Menschen ums Leben, Hunderte wurden verletzt.
Der Nahverkehrszug hatte am vorigen Samstagmorgen im Bahnhof Once offenbar ungebremst einen Prellbock gerammt und war über das Gleisende hinausgerast. Der Lokführer versuchte nach dem Unfall die Festplatte mit Aufnahmen der Sicherheitskamera aus der Fahrerkabine zu entwenden, wie Argentiniens Innen- und Verkehrsminister Florencio Randazzo bei einer Pressekonferenz bestätigte. Der Datenträger wurde später in seinem Rücksack gefunden. Die Daten sind aber nach Auskunft der Ermittler so beschädigt, dass man sie nicht mehr verwenden kann. Der Lokführer muss sich von daher wohl zusätzlich wegen der Unterschlagung von Beweismitteln verantworten. Nach dem Unfall hätten einige Passagiere den Lokführer zur Rede gestellt, ihn als „Mörder“ beschimpft und mit Steinen beworfen, berichteten lokale Medien.
Der Lokführer erklärte gegenüber dem Justiz, sich nur verschwommen an das Geschehene erinnern zu können. Er habe vor dem Unfall Attacken von Atemnot erlitten. Der 46-Mann bleibt vorerst in Polizeigewahrsam.
Der verunglückte Zug war - wie auch 2012 - auf der Sarmiento- Linie unterwegs, die die westlichen Vororte von Buenos Aires verbindet. Verkehrsminister Randazzo nannte einige Details zum Unfallhergang, betonte aber, dass die genaue Ursache noch aufgeklärt werden müsse. Nach ersten Erkenntnissen und Auswertung der Daten des Navigationssystems sei der Zug auf den letzten Metern mit einer Geschwindigkeit von 22 Stundenkilometern in das Gleis eingefahren. Erlaubt waren nur zwölf.
Argentinien
Anschlag auf Milagro Sala
Jujuy: Schüsse auf Demonstrationszug der „Túpac Amaru“
Milagro Sala.
Buenos Aires (AT/mc) - Der diesjährige Wahlkampf ist überschattet von gewalttätigen Zwischenfällen. Erst der Angriff auf den Oppositionskandidaten Sergio Massa in der Provinz Buenos Aires (wir berichteten). Am Montagnachmittag nun wurden in San Salvador de Jujuy die „Túpac Amaru“-Führerin Milagro Sala und einige ihrer Anhänger Opfer einer Attacke.
Als der Demonstrationszug der regierungsnahen Bürgerrechtsorganisation sich gerade durch den Stadtteil Mariano Moreno bewegte, feuerten etwa zehn vermummte Angreifer aus 50 Metern Entfernung mit Schusswaffen auf die Vorbeiziehenden. Zwei Personen erlitten dabei Verletzungen, die aber nicht lebensgefährlich waren. Sala, die gegenwärtig auch für ein Mandat im Provinzparlament kandidiert, und ihre Leute vermuten die Hintermänner des Anschlags im Umkreis der Radikalen Bürger Union (UCR) von Jujuy. Besonders Senator Gerardo Morales, der sich in einem Rechtsstreit mit Sala befindet, haben die „Túpac Amaru“ in Verdacht, Drahtzieher der blutigen Aktion zu sein.
„Morales sowie die gesamte radikale Gruppe führen eine schmutzige Kampagne“, so Salas Parteigänger Emilio Cayo, der sich um einen Sitz im nationalen Parlament bewirbt. Salas Ehemann Raúl Noro sprach von einem gezielten Versuch, seine Frau zu töten. Milagro Sala hat mit der „Túpac Amaru“ die mächtigste gesellschaftspolitische Gruppierung in der Provinz Jujuy aufgebaut. Die Organisation fühlt sich neben ihrem namensgebenden Bezug auf zwei historische Indianer-Führer auch dem politischen Erbe von Evita Perón und Che Guevara verpflichtet.
„Túpac Amaru“ erhält Staatsgelder zum Bau von Wohnungen. Allerdings befindet sich die Organisation derzeit auch in einem Streit mit Gouverneur Eduardo Fellner, der ebenfalls Verbündeter der Nationalregierung ist. Morales und die Radikalen meinten von daher auch, die Gründe für die Schießerei seien in Rivalitäten innerhalb desselben politischen Lagers zu finden. Einige der Angreifer seien ehemalige Mitglieder von „Túpac Amaru“.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Mord an Bürgermeister
Entsetzen in der Kleinstadt Lobería: Am helllichten Tag wurde am vorigen Sonnabend Héctor Rodríguez, der Bürgermeister der Gemeinde, erschossen. Der 63-jährige Verwaltungschef machte gerade im Stadtpark der Ortschaft im Süden der Provinz Buenos Aires Fitnessübungen, als ihn die Schüsse eines entlassenen ehemaligen Mitarbeiters der Stadtwerke niederstreckten. Bei der Bluttat starb zudem der 48-jährige Vorsitzende einer Wohltätigkeitsorganisation für geistig Behinderte, der an der Seite des Bürgermeisters Sport machte. Der Täter war früher für den Fuhr- und Gerätepark der Stadt zuständig. Er wurde im vorigen Mai seines Postens enthoben, nachdem er einen städtischen Dezernatsleiter bei einem Streit mit Bissen im Gesicht verletzt hatte. Er wurde von der Justiz angeklagt, blieb aber auf freiem Fuß. Nach dem Mord am Bürgermeister versammelte sich eine wütende Menschenmenge vor dem Haus des Täters, wohin dieser sich geflüchtet hatte. Dabei kam es zu Versuchen, das Gebäude anzuzünden, was indes Polizei und Feuerwehr verhindern konnten. Der Täter wurde festgenommen und ins 60 Kilometer entfernte Necochea gebracht – auch, um Lynchjustiz vorzubeugen. Héctor Rodríguez war bis zu seinem Tod zehn Jahre als Bürgermeister von Lobería tätig. Der 63-Jährige gehörte der linksperonistischen Regierungsallianz „Front für den Sieg“ (FPV) an. Er unterhielt gute Beziehungen zu Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, die auf seine Einladung hin Lobería einen Besuch abstattete. Interimsmäßig wird nun Stadträtin Diana Argüello, ebenfalls FPV, die Stadtverwaltung leiten. Innerhalb von 90 Tagen müssen Neuwahlen ausgeschrieben werden.
Tödlicher Nachbarstreit
Eine absurde Bluttat schockierte vor wenigen Tagen die Ortschaft Villa Bosch im nordöstlichen Stadtrand von Buenos Aires (Bezirk Tres de Febrero). Eine 62-jährige Frau erschoss ihre 41-jährige Nachbarin, da diese sich über die 13 aggressiven Hunde der Täterin bei der Polizei beschwert hatte. Zunächst kam es zum Streit auf offener Straße zwischen den beiden Frauen. Nachdem die 41-Jährige die Hundebesitzerin mehrmals gestoßen hatte, zog diese aus ihrer Handtasche einen Revolver und feuerte zwei Schüsse ab. Eine weitere Kugel auf ihr bereits am Boden liegendes Opfer schoss die 61-Jährige noch ab, nachdem sie kurzfristig zu ihrem Haus zurückgegangen war und dort ihre 91-jährige, an Alzheimer leidende Mutter eingesperrt hatte. Danach flüchtete sie und tauchte in einem Hotel im Buenos-Aires-Stadtteil Palermo unter, wo sie sich mit den Papieren einer 36-Jährigen auswies. Da ein Anwohner sie erkannte, konnte die Polizei am frühen Sonntagmorgen die Frau festnehmen. Diese hatte in der Vergangenheit schon häufiger Ärger mit ihren Nachbarn, die ihr die beiden Spottnamen „Verrückte mit den Hunden“ und „Pistolenschützin“ verpasst hatten. Es wird berichtet, dass die Frau sich häufiger nachts auf das Dach ihres Hauses gestellt und in den Himmel geschossen habe.
Chaos an der Uni
Chaos an der naturwissenschaftlichen Fakultät der Universität von Buenos Aires (UBA). Nach der umstrittenen Wahl des als Kirchner-Gefolgsmann geltenden Professors Juan Carlos Reboreda zum neuen Dekan gleichen die Fakultätsgebäude in der Ciudad Universitaria im Stadtteil Belgrano einer Festung. Der scheidende Dekan Jorge Aliaga verschanzte sich am Mittwoch in den Gängen seines Dekanats, um einer Besetzung der Räumlichkeiten durch protestierende linksgerichtete Studenten zuvorzukommen. Diese hatten beklagt, an der Teilnahme bei der Dekanwahl gewaltsam gehindert worden zu sein. Daraufhin beschlossen sie, die Fakultät zu okkupieren. Angesichts der spannungsgeladenen Situation beschloss die Gewerkschaft der Uni-Beschäftigten, die nicht dem Lehrkörper angehören, in Streik zu treten, bis sich die Lage wieder entspannt. Hintergrund der aktuellen Auseinandersetzungen ist die am 5. Dezember anstehende Wahl des neuen Rektors. Die Zusammensetzung der zu diesem Zweck zu bildenden Universitätsversammlung hängt von den Dekanen ab. Favorit für die Nachfolge des scheidenden Rektors Rubén Hallú ist dessen bisheriger Vize Alberto Barbieri, der politisch ebenfalls dem Kirchner-Lager zugerechnet wird. Ende der Woche beruhigte sich die Situation. Die Studenten entschieden, die Besetzung aufzuheben.
Taxifahrten teurer
Taxifahren in Buenos Aires wird mal wieder teurer: Die aktuelle Preiserhöhung, die seit vorigen Sonntag gilt, sieht eine Anhebung der Tarife um 11 Prozent vor. Betrug die Grundgebühr für eine Tagfahrt mit dem Taxi bislang genau 10 Pesos, wird sie nun auf 11 angehoben. Ähnlich verhält es sich bei den Bezahleinheiten, die pro zurückgelegte 200 Meter bzw. für jede Minute Wartezeit fällig werden. Jene kosteten seit der letzten Preiserhöhung im August 1 Peso. Nun wurden sie auf 1,10 Pesos angehoben.Von der Teuerung sind auch die Nachtfahrten (22 bis 6 Uhr) betroffen. Der Grundpreis steigt hier von 12,10 auf 13,20 Pesos. Der Kostenpunkt für die Bezahleinheit klettert von 1,21 auf 1,32 Pesos. Die vorliegende Preiserhöhung ist der zweite und (für dieses Jahr) letzte Teil der Aufstockung, auf die sich die Stadtregierung und die Vereinigung der Taxi-Besitzer verständigt hatten, um die Inflation abzufedern. Im Vergleich zum Beginn des Jahres haben sich die Tarife für Taxifahrten um insgesamt 21 Prozent erhöht.
Pläne fürs Velodrom
Seit gut 15 Jahren steht das Velodrom im Park „Tres de Febrero“ im Buenos-Aires-Stadtteil Palermo verlassen und verkommt langsam, aber sicher. Die Hauptstadtregierung von Bürgermeister Mauricio Macri will dies nicht länger mit ansehen. Sie will den Abriss der alten Radrennbahn, um auf dem Gelände später Organisationsbüros für die Jugendolympiade 2018 zu errichten. Um dies zu realisieren, hat die Macri-Regierung im Stadtparlament den Antrag gestellt, den Denkmalschutz, den die 1951 von Präsident Juan Domingo Perón eingeweihte Anlage genießt, aufzuheben. „Das Velodrom befindet sich seit mehreren Jahren in einem unhaltbaren Zustand“, so Macri. Seine Stadtplaner wollen vor allem die Tribünen niederreißen. Neben den geplanten Büros soll auch Platz für eine Rollerskatebahn sein. (AT/mc)
Meinung
Wahlaussichten
Alle zwei Jahre wird in Argentinien gewählt, um die Hälfte der Nationaldeputierten, ein Drittel des Senats sowie die Hälfte der Parlamentarier der Gliedstaaten und Gemeinden für jeweils vier Jahre zu wählen. Präsident, Gouverneure und Bürgermeister sowie ihre Stellvertreter werden alle vier Jahre zusammen mit den Parlamentariern gewählt, wie es zuletzt vor zwei Jahren geschah, als Präsidentin Cristina Kirchner mit überraschenden 54 Prozent der Stimmen für ihr zweites und letztes Mandat wiedergewählt wurde.
Die Regierung hatte vor einigen Jahren Vorwahlen, im spanischen Kürzel als PASO bekannt, vorgeschrieben, allerdings in der falschen Annahme, dass die Parteien jeweils mit mehreren Kandidaten antreten würden. Die Vorwahlen, die am 11. August stattfanden, sollten die eigentlichen Kandidaten für die Parlamentswahlen ermitteln. Das geschah indessen nur ausnahmsweise in einigen Gliedstaaten und landesweit nur mit der Allianz genannt UNEN mehrerer Parteien, die sich selber als links und progressiv einstufen, darunter die Sozialisten und Radikalen der UCR. Die Vorwahlen erwiesen sich in der Praxis als eine landesweite Umfrage über die Absichten der Wählerschaft, weil die jeweiligen Parteiführer die Kandidaten ohne Konkurrenz aufstellten, darunter auch die Regierungspartei, die die PASO eingeführt hatte, aber nirgends mit mehr als jeweils einem Kandidaten antrat. Dabei musste die regierungstreue „Front für den Sieg“, in der die Justizialistische Partei (PJ) maßgebend ist, eine vernichtende Niederlage mit dem Verlust von rund sechs Millionen Stimmen, verglichen mit der Präsidentschaftswahlen von 2011, hinnehmen, die allgemein mit Überraschung wegen ihres Ausmaßes vernommen wurde. Plötzlich erwachte die öffentliche Meinung mit der Tatsache, dass die Regierungspartei mit Alliierten nicht mehr die Mehrheit der Stimmen beherrscht. Sie verlor in der maßgebenden Provinz Buenos Aires, mit Abstand die bevölkerungsreichste in Argentinien, wo sich kurz vorher der Überraschungskandidat Sergio Massa, erfolgreicher Bürgermeister des Vororts Tigre, mit einem eigenen Bündnis von zwanzig Bürgermeistern der Provinz, die meisten in Vororten der Bundeshauptstadt, sowie zahlreichen Politikern anderer Parteien zur Wahl gestellt hatte und mit Abstand vor dem Regierungskandidaten Martín Insaurralde, Bürgermeister von Lomas de Zamora, siegte. Das zeigte sonnenklar, dass die Regierungspartei nicht mehr unschlagbar in der Provinz war, wo sie vorher die Hochburg ihrer Wählerschaft rekrutierte. Insofern entpuppte sich Massa als der Held der Vorwahlen. In der Folge wird bereits vorweggenommen, dass er morgen ebenfalls siegen wird, sogar mit größerem Vorsprung vor Insaurralde, und danach wird ebenfalls spekuliert, dass er für die Präsidentschaftswahlen 2015 kandidieren wird, was vorerst als luftleere politische Spekulation im Raum steht.
Alle Umfragen, die seit August veröffentlichen werden, nehmen diesen höheren Vorsprung Massas vor Insaurralde vorweg, was sich erst morgen Abend zeigen wird, wenn die Wahlergebnisse vorliegen. Gegen Ende des Wahlkampfes, bei dem Präsidentin Cristina sich bis zu ihrer Erkrankung täglich und intensiv eingesetzt hatte, platzten zwei Skandale. Einmal das überhebliche Auftreten von Juan Cabandié, des FPV-Deputiertenkandidaten für Stadt Buenos Aires. Cabandié soll für die Entlassung einer Polizistin gesorgt haben, die es gewagt hatte, bei einer Polizeikontrolle nach seiner Versicherungskarte zu fragen, die er nicht vorweisen konnte. Cabandié berief sich dabei auf die Tatsache, dass er als Sohn von Gefangenen der Militärregierung geboren und von Adoptiveltern erzogen wurde, als ob diese Tatsache ihn von den landesüblichen Bürgerpflichten befreien würde. Der Fall wurde unlängst durch ein Video aufgedeckt, das ein Offizier der Gendarmerie seinerzeit gefilmt hatte und erst jetzt bekannt wurde. Der zweite Fall betraf den zweiten Eisenbahnunfall der Linie Sarmiento im Terminal von Once, dieses Mal glücklicherweise ohne Todesfälle. Die Justiz ermittelt hierüber, aber der politische Schaden für die Regierung ist nicht wieder gutzumachen.
Nach allen Umfragen und beide erwähnten Ereignisse wird allgemein angenommen, dass die Regierungspartei morgen abermals wie im August schlecht abschneidet, worüber allerdings erst die Wahlergebnisse am Sonntag Klarheit bringen.
Die Vorwahlen hatten die Möglichkeit einer Verfassungsänderung zwecks abermaliger Wiederwahl der Präsidentin zunichte gemacht. Das dürfte morgen endgültig bestätigt werden. Unklar ist indessen, ob es der Regierung gelingt, ihre Mehrheiten mit Alliierten in beiden Kammern des Kongresses zu bestätigen, mit denen sie vielfach im Expressverfahren ihre Gesetzesprojekte durchpeitschte und ihre Ausgabenpolitik manipulieren konnte. Die Opposition im Kongress wurde praktisch mundtot gemacht. Ob sich das morgen ändern wird, bleibt abzuwarten.
Ohne eigene Mehrheiten in beiden Kammern, muss es zu Verhandlungen mit Oppositionsparteien je nach neuen Gesetzesprojekten kommen. Das ist der echte Sinn der morgigen Parlamentswahlen, unbeschadet der jeweiligen Machtverhältnisse in Parlamenten der Gliedstaaten und Gemeinden. Selbstverständlich werden die morgigen Wahlen brisante politische Schatten auf die Präsidentschaftswahlen von 2015 und ihre möglichen Kandidaten werfen. Dieses Szenario wird in Zukunft die argentinische Politik beherrschen.
Meinung
Neugierige „Freunde“
Von Stefan Kuhn
Noch dominiert das Wörtchen „wenn“, aber man muss auf die Nuancen achten. Schaut man sich diese genauer an, ist es wohl ziemlich sicher, dass der US-amerikanische Geheimdienst NSA das Mobiltelefon von Bundeskanzlerin Angela Merkel abgehört hat.
Da sind zum einen die Reaktionen der Bundesregierung. Merkel & Co. würden kaum an die Grenzen der diplomatischen Höflichkeit gehen, wenn an der Geschichte nichts dran wäre. Die Kanzlerin hätte sich wohl nicht telefonisch in harschen Tönen bei US-Präsident Barack Obama beschwert, und Noch-Außenminister Guido Westerwelle (FDP) wäre kaum auf die Idee gekommen, den US-Botschafter zu einem Gespräch ins Auswärtige Amt zu zitieren. Diesem Prozedere müssen sich normalerweise nur Diplomaten aus dem Iran, Syrien, Ägypten oder Weißrussland unterziehen.
Auch das Dementi aus Washington ist alles andere als überzeugend. So lässt Obama seinen Pressesprecher Jay Carney mitteilen, „dass die Vereinigten Staaten die Kommunikation von Kanzlerin Merkel nicht überwachen und nicht überwachen werden“. Man muss kein scharfer Beobachter sein, um festzustellen, dass dieses Präsens und Futur umfassende Dementi, sollte es wirklich dem Wortlaut des Telefongesprächs zwischen Merkel und Obama entsprechen, nahezu die gesamte Amtszeit der Kanzlerin ausklammert.
Die Verärgerung in Deutschland ist verständlich. Da mag es ein schwacher Trost sein, dass Merkel nur eine von weltweit 35 Politikerinnen und Politikern ist, die laut den Enthüllungen des ehemaligen NSA-Mitarbeiters Edward Snowden von dem US-Geheimdienst überwacht werden. Proteste kamen auch aus betroffenen Ländern wie Frankreich, Mexiko und Brasilien. In Berlin glaubte man jedoch bisher, nach Großbritannien der engste Verbündete der USA zu sein. Besonders spürt man das in der resignierenden Ironie der jüngsten Erklärung des deutschen Verteidigungsministers Thomas de Maizière. „Ich rechne seit Jahren damit, dass mein Handy abgehört wird. Allerdings habe ich nicht mit den Amerikanern gerechnet“.
De Maizières Aussage verdeutlicht auch einen anderen Punkt. Wirklich wichtige Dinge werden wohl kaum am Handy erörtert, und das wirft die Frage auf, welchen Nutzen die USA aus der Bespitzelung von Freunden oder Verbündeten ziehen. Dem Kampf gegen den Terrorismus dient es wohl kaum, wenn man in Fort Meade im US-Bundesstaat Maryland Angela Merkels SMS-Botschaften, ihre bevorzugte Kommunikationsform, mitliest. Einen großen Informationsvorsprung bei Gipfeltreffen, an denen die Deutschen beteiligt sind, dürften die USA durch die Kurznachrichten ebenfalls nicht haben. Vermutlich ist es die Arroganz der Macht. Man ist technisch dazu in der Lage, also tut man es. Allerdings dürfte der diplomatische Schaden in keinem Verhältnis zum nachrichtendienstlichen Nutzen stehen.
Abgesehen vom Schaden für die bilateralen Beziehungen und der Gefahr des Scheiterns von wichtigen Verhandlungen zwischen den USA und der Europäischen Union, hat die NSA-Affäre Obama um einen weiteren der spärlichen Erfolge seiner Amtszeit gebracht. Es war ihm gelungen, das internationale Ansehen der USA, das unter seinem Vorgänger George W. Bush einen Tiefststand erreicht hatte, deutlich zu verbessern. Vor allem in Deutschland hatte er höchste Popularitätswerte. Das dürfte inzwischen Geschichte sein.
Dabei ist es schon sehr seltsam, dass die NSA-Affäre, die im Juni dieses Jahres publik wurde, die deutschen Gemüter bisher recht wenig beschäftigte. Auf die Bundestagswahlen hatte sie gar keinen Einfluss. Die Bundesbürger scheinen die Gefahr, selbst bespitzelt zu werden, in Kauf zu nehmen, entrüsten sich aber, wenn das ihrer Bundeskanzlerin passiert. Dabei wäre jetzt auch eine gewisse Schadenfreude angebracht. Die Bundesregierung hat die NSA-Affäre schon zu Beginn verharmlost. Mitte August erklärte Kanzleramtsminister Ronald Pofalla (CDU), die Sache sei „vom Tisch“. Aufgeklärt war die Sache allerdings schon damals nicht. In Berlin hat man die Dementis aus Washington einfach akzeptiert.
Mag sein, dass diese Beschwichtigungsversuche die Bürger eingelullt haben oder dass vernünftige Menschen modernen Kommunikationsmitteln ohnehin ein gesundes Misstrauen entgegenbringen. Wahrscheinlicher ist, dass es den meisten Menschen reichlich egal ist, ob da Jemand mitliest oder mithört. Und dann gibt es ja auch noch das Totschlagargument „Kampf gegen den Terrorismus“. Wenn es der persönlichen Sicherheit dient, nimmt manch einer die Gefahr der Bespitzelung durch „Freunde“ in Kauf. Dass man zur Rettung des Abendlandes aber auch die Bundeskanzlerin überwachen muss, leuchtet jedoch den Wenigsten ein.
Schon zu Beginn der NSA-Affäre gab es Spekulationen, dass die Bespitzelung auch in höhere Ebenen bis hin ins Bundeskanzleramt geht. Barack Obama hat dies damals überzeugend entkräftet. „Wenn ich wissen will, was Kanzlerin Merkel denkt, rufe ich sie an“, sagte der US-Präsident. Daran hätte er sich besser gehalten.
Meinung
Randglossen
Entgegen der bisherigen Einstellung, sich nicht in Provinzen einzumischen, hat der Oberste Gerichtshof überraschenderweise dem amtierenden Gouverneur Gerardo Zamora von Santiago del Estero verboten, sich für eine dritte vierjährige Amtszeit zu stellen. Zamora hatte wie andere Gouverneure vor ihm diese dritte Amtszeit mit dem faulen Argument angestrebt, dass die betreffende Verfassungsänderung seine damalige Amtsperiode nicht als die erste von nur zwei Perioden auslegte, sondern sie der vorherigen Verfassung zuschob, so dass ihm weitere zwei Amtszeiten bevorstünden. Diesen juristischen Trick hat der Oberste Gerichtshof zunichte gemacht, obwohl Zamora, früherer UCR-Politiker, der der Kirchnerregierung nahesteht, seine Wahlen stets bequem gewann.
Die Gewalt, die die politische Szene in Argentinien derzeit beherrscht, dringt auch in die Universitätswahlen ein, wo derzeit Dekane designiert werden und demnächst ein neuer Rektor bestimmt werden wird. Meuternde Studentenaktivisten bedrohen neu gewählte Dekane, gegebenenfalls auch mit physischer Gewalt. Die Aktivisten agieren in der extrem linkslastigen Szene der Universität von Buenos Aires, mit Abstand die größte in Argentinien mit fast 300.000 Studenten, von denen freilich nur ein Bruchteil die Studien absolvieren und die meisten nach einiger Zeit aufgeben und sich anderen Tätigkeiten widmen, sofern sie nicht der sogenannten „ni-ni“-Szene angehören, das sind Jugendliche, die weder studieren noch arbeiten (Spanisch: „ni estudian ni trabajan“), für deren Unterhalt entweder die Familie oder die Delinquenz aufkommt.
Die Hemmschwellen sind, im Gegensatz zu den Börsen, auf das unterste Niveau gefallen. Das Private wird öffentlich. In der U-Bahn brüllen wildfremde Menschen Geschäftsgeheimnisse ins Handy oder versuchen Familienstreitigkeiten zu schlichten. Im Supermarkt gibt man dem millionenschweren Eigner bereitwillig die eigene Telefonnummer preis. In sozialen Netzwerken wie Facebook macht man Intimstes öffentlich. Kein Wunder, dass sich heutzutage Niemand ernstlich darüber aufregt, dass auch Geheimdienste auf diese „Metadaten“ zurückgreifen. Warum auch? Im Prinzip ist es egal, ob der Facebook-Konzern oder der US-amerikanische Geheimdienst wissen, ob auf meiner „gefällt mir“-Liste Cristina Kirchner oder Mauricio Macri steht.
Dem US-Geheimdienst ist das zunächst auch egal. Gut, er kann meine Posts einsehen, aber das können auch meine Freunde. Das sind zwar im Facebook-Ranking mit 187 noch wenige, aber ich werde wohl bald die 200 überschreiten. Blöd bin ich nicht. Ich weiß natürlich, dass ich mit den geposteten Bildern von der Evo-Morales-Kundgebung in La Plata schlechte Karten bei der Einreise in die USA haben werde, aber welcher Argentinier kann sich heutzutage eine Reise ins Land der unbegrenzten Möglichkeiten leisten, ohne schwerreich zu sein oder ein Familienmitglied in der Regierung zu haben. Selbstverständlich bin ich mir auch im Klaren darüber, dass die „sozialen“ Netzwerke mit meinen Daten Geschäfte machen. Es rufen auch ständig irgendwelche Leute an, die mir etwas verkaufen wollen, aber das ist heutzutage wohl normal. Sinnfrei ist das nicht. Sonst würden die Börsenkurse der „sozialen“ Netzwerke sicher nicht so gewaltig steigen.
Wirtschaft
Der neue Eisenbahnunfall im Once-Bahnhof
Am Samstag der Vorwoche konnte ein Passagierzug der Vororteisenbahn Sarmiento bei seiner Ankunft am Bahnhof “Once” nicht rechtzeitig bremsen, so dass es zu einem gewaltigen Aufprall kam, der Verletzungen bei 99 Passagieren verursachte. Zum Glück gab es dieses Mal keine Todesfälle und auch keine schweren Verletzungen. Nachdem dies jetzt der zweite Unfall dieser Art am gleichen Ort in weniger als zwei Jahren ist, zu dem noch vor einigen Monaten ein weiterer der gleichen Eisenbahn im Vorort Castelar kam, ist dies für die Regierung besonders peinlich. Denn nach dem ersten Unfall wurde die Konzession der Cirigliano-Gruppe aufgehoben, die diese Bahn (und auch die Mitre-Strecke) betrieb. Es fällt auf, dass sich die Unfälle auf die Sarmiento-Bahn konzentrieren. Die Mitre-Bahn, mit dem gleichen Betreiber, hatte keine schweren Unfälle, und die anderen Strecken auch nicht.
Nach dem ersten Unfall wurde das Transportsekretariat vom Planungsministerium auf das Innenministerium übertragen, also von Julio de Vido auf Florencio Randazzo. Dieser hat sich intensiv mit dem Thema befasst, und auch von der Regierung mehr Mittel für Investitionen erhalten. Somit wurden neue Waggons in China gekauft, die nach und nach in den Vororteisenbahnen eingesetzt werden, es wurden (und werden laufend) Schienen erneuert und dann wurden bei allen Zügen des Systems neue Bremsen eingeführt (die in Deutschland von einer spezialisierten Firma gekauft wurden und der modernsten Technologie entsprechen). Schliesslich wurde auch ein GPS-System eingeführt, mit dem die Fahrer der Züge permanent kontrolliert werden können. Eine Zentralstelle weiss ständig Bescheid über die Geschwindigkeit. Und dann wurden noch Kameras eingerichtet, die die Zugfahrer ständig filmen.
Beim Unfall in Castelar, der nach diesen Neuerungen eintrat, konnte Minister Randazzo nachweisen, dass der Fahrer eingeschlafen war und beschleunigt hatte, statt zu bremsen. Die Gewerkschaft, die anfänglich versucht hatte, den Fahrer zu schützen und die Schuld auf die Regierung abzuschieben, musste schweigen. Beim neuen Unfall im Once-Bahnhof ist nachgewiesen, dass der Fahrer verstört war oder einfach nicht aufgepasst hat. Bei den drei grossen Unfällen gab es menschliches Versagen, obwohl beim ersten im Once-Bahnhof angeblich die Bremsen nicht gut funktionierten. Sie waren eben alt und verbraucht. Doch jetzt sind sie neu, und Randazzo konnte auch darauf hinweisen, dass sie kurz vorher kontrolliert worden waren.
Die Unfälle hätten vermieden werden können, wenn ein automatisches Bremssystem eingeführt worden wäre, bei dem ein elektronisches System (Radar, Sonar oder dgl.) bei Vorhandensein eines Objektes in naher Entfernung den Lokomotivenfahrer warnt (mit einem Lärmsignal) oder die Bremse direkt in Gang setzt. Vor Jahren war ein Vertrag über dies mit Siemens unterzeichnet worden, der jedoch nicht erfüllt wurde, weil der Staat auch hier einen Konflikt geschaffen hatte. Der Vertrag wurde schliesslich aufgehoben. Danach hat Randazzo sofort ein System mit automatischer Bremse bei Vorhandensein von Hindernissen für den Zug mit einer chinesischen Firma verpflichtet (nach einer Ausschreibung, bei der die Offerten höher lagen), das kommenden Februar-März in der Sarmiento-Bahn und danach in den anderen eingesetzt wird. Dann sollte es keine weiteren Unfälle dieser Art geben.
Nach dem ersten Unfall am Bahnhof Once wurde die Betreibung der Bahnlinien Sarmiento und Mitre auf die anderen Eisenbahnkonzessionäre übertragen, die zu diesem Zweck die Gemeinschaftsunternehmen Ugoms (für die Sarmiento und die Mitre-Bahn) und Ugofe (für die Bahnen Roca, Belgrano Süd und San Martín) gebildet hatten. In Wirklichkeit haben diese künstlichen Gebilde jedoch keine echte unternehmerische Entscheidungsgewalt, so dass der Staat und auch die Gewerkschaften die wichtigen Entscheidungen treffen. Am Mittwoch kündigte Minister Randazzo die direkte Übernahme der Verwaltung der Sarmiento-Bahn durch den Staat an, womit er selber die direkte Verantwortung für die Betriebsleitung übernimmt. Das ändert kaum etwas am bestehenden Zustand und verheisst kaum eine Besserung des Eisenbahndienstes.
Randazzo kündigte mehrere Massnahmen an: einmal wird die Prüfung der Eignung der Zugfahrer auf die Luftwaffe übertragen, die dabei analog wie bei Piloten vorgehen soll, deren Prüfung ihr allgemein untersteht. Dann wird die Geschwindigkeit beim Eingang in Endstationen verringert, und auch bestimmt, dass ein Schaffner sich vor Ankunft in die Fahrkabine begeben muss (wohl damit der Fahrer nicht einschlafen kann!). Und schliesslich soll in einem Monat ein System der ständigen Fernkontrolle (“on line”) sämlicher Vorortzüge über eine Stelle eingeführt werden, die im Bahnhof Retiro eingerichtet wird und deren Informatiksystem direkt mit dem der Züge verbunden ist. Beiläufig wies der Minister erneut darauf hin, dass sämtliche Bahnübergänge in der Stadt durch Tunnels ersetzt werden. Die Stadtverwaltung ist dabei schon weit fortgeschritten. Randazzo erklärte nicht, wie weit die Nationalregierung dazu beiträgt und ob dies auch in den Vororten geschehen wird. Auf alle Fälle ist dies entscheidend für einen guten Dienst, da dadurch die Züge in Stosszeiten, wie bei der U-Bahn, alle drei Minuten fahren können
All das dürfte zu einer Verhinderung von Unfällen beitragen und den Passagieren mehr Sicherheit bieten. Dennoch wird mit den neuen Massnahmen, und auch mit dem technologischen Fortschritt und den hohen Investitionen bei den Vororteisenbahnen, kein guter Dienst gesichert. Die Passagiere beklagen sich bei allen Strecken über Verspätungen der Züge, zu hohe Wartezeiten und dass die Fahrpläne allgemein nicht eingehalten werden. Ebenfalls besteht kaum noch eine Kontrolle der Zahlung der Fahrkarten, so dass viele Passagiere umsonst befördert werden und der Eisenbahn Einnahmen entgehen. Das ist eine direkte Folge der staatlichen Verwaltung. Als in den 90er Jahren diese Eisenbahnen in Konzession vergeben wurden, trat eine spürbare Verbesserung des Dienstes ein: die Fahrpläne wurden eingehalten, Waggons wurden repariert und sauber gehalten, und es wurde für persönliche Sicherheit gesorgt. Ab 2002, als die Verträge von der Regierung nicht mehr eingehalten wurden, verschlechterte sich der Dienst zunehmend. Wenn jetzt die Entscheidungsgewalt auf einen Beamten übertragen wird, der ausserdem unter Gewerkschaftsdruck steht und politisch handeln muss, kann man gewiss nicht viel erwarten. Eine unternehmerische Leitung ist etwas grundsätzlich anderes. Der Staat ist zu starr und handelt zu formell, oft auch politisch motiviert, um die Entscheidungen schnell und effektiv zu treffen, die jeweils notwendig sind. Der Staat ist auch schwach gegenüber den Gewerkschaften, die u.a. auch durchgesetzt haben, dass die Prüfung der Fahrer beschränkt durchgeführt wurde, und nicht wie es die Reglementierung bestimmt. Wahrscheinlich hätte der Fahrer, der für den letzten Unfall verantwortlich ist, eine echte Prüfung nicht bestanden.
Der Unterschied der Vororteisenbahnen zur städtischen U-Bahn, die vom Roggio-Konzern in Konzession betrieben wird, ist gross. Die U-Bahnen funktionieren gut, sofern es keine Streiks und Gewaltmassnahmen der Gewerkschaften gibt, und technische Pannen treten nur selten ein. Dass die Waggons in Stosszeiten überfüllt sind, ist ein anderes Problem, das mit der Notwendigkeit zusammenhängt, mehr Waggons zu kaufen und die Züge zu verlängern. Roggio ist eben ein Unternehmer und ein guter Verwalter. Bei der U-Bahn, die seit Anfang 2012 der Stadtregierung von Buenos Aires untersteht, besteht eine gute Zusammenarbeit zwischen Beamten der Stadt und des U-Bahnbetreibers. Mauricio Macri ist eben selber Unternehmer gewesen, und versteht daher die Art und Bedeutung der Zusammenarbeit. Deshalb ist auch dieser Dienst unverhältnismässig besser als bei den Vororteisenbahnen.
Das Problem bei privater Betreibung besteht darin, dass der Staat weiterhin für Investitionen aufkommen muss, und auch Tarife und Subventionen festsetzt. Als die Eisenbahnen in den 90er Jahren privatisiert wurden, waren die Betreiber auch für gewisse Investitionen verantwortlich, was ab 2002 nicht mehr der Fall ist. Dennoch wäre es gut wenn sie mitwirken, da sie besser als die Beamten wissen, was Priorität hat und wie investiert werden muss. Die Kirchner-Regierungen haben die Konzessionäre zu reinen Betreibern gemacht, aber keine neuen Bedingungen für ihr Entgelt bestimmt. Somit mussten sie eben sehen, wie sie zu ihrem Geld kamen. Und sie mussten den Verschleiss von Waggons und Schienen, die unzureichende Instandhaltung und die fehlenden Investitionen als gegeben hinnehmen. Es gab auch keinen Dialog mit den Entscheidungsträgern im Transportsekretariat, und offensichtlich kümmerte sich niemand in der Regierung wirklich um das Thema. Erst Randazzo hat hier eine aktive Rolle übernommen. Aber er muss noch zeigen, dass er der Aufgabe gewachsen ist und das unternehmerische Problem versteht, wie es bei Macri der Fall ist.
Wirtschaft
Total, Wintershall und PAE investieren u$s 1 Mrd.
Der Direktor der lokalen Total-Filiale (Total Austral), Javier Relo, und der Leiter von Total Exploration Americas, Ladislas Pazkiewicz, haben am Mittwoch in Anwesenheit von Vizepräsident Amado Boudou, den Ministern De Vido, Lorenzino und Tomada und Staatssekretär Kiciloff, ein bedeutendes Investitionsprogramm im Meer, bei Tierra del Fuego, angekündigt. Es handelt sich um einen Betrag von u$s 850 Mio., der für die Gasförderung im Meereslager (“off shore”) “Vega Pleyade” investiert wird, das 2015 die Produktion beginnen soll. Ausserdem wird das Unternehmen weitere u$s 150 Mio. investieren, um die bestehende Gasförderung im Meeresgrund (Lager “Carina Aries”) zu erweitern. Insgesamt sollen 7,5 Mio. cbm Gas pro Tag gefördert werden, was eine Devisenersparnis von über u$s 1,6 Mrd. pro Jahr darstellt. Total ist schon jetzt der grösste Gasproduzent des Landes, mit einem Anteil von 28,5% an der gesamten Förderung.
Obwohl die französische Total die direkte Verantwortung für das Projekt trägt, ist dieses Unternehmen nur mit 37,5% beteiligt. Hinzu kommen dann die deutsche Wintershall mit ebenfalls 37,5% und die lokale Pan American Energy (Bulgheroni-Konzern mit British Petroleum) mit 25%. Die Finanzierung erfolgt zunächst mit lokalen Gewinnen der beteiligten Firmen (die sie ohnehin nicht ins Ausland überweisen können).
Es handelt sich nicht um Schiefergas, sondern um ein traditionelles Lager. Da es sich um ein neues Projekt handelt, gewährt die Regierung dem Unternehmen hier im Rahmen des Planes “Gas Plus” einen Preis von u$s 7,50 je Million BTU, fast drei Mal so viel, wie den Unternehmen bei ihrer bisherigen Gasförderung zugestanden wird. Dieser Preis liegt immer noch weit unter dem, der für Lieferungen aus Bolivien gezahlt wird (ca. u$s 12 je Mio. BTU) und noch viel niedriger als für verflüssigtes Gas, das per Schiff eingeführt wird (über u$s 15).
Wirtschaft
Staatsquote bei 42,5%
Das Institut für Fiskalstudien IARAF (Instituto Argentino de Análisis Fiscal), geleitet vom Wirtschaftler Nadin Argañaraz, hat eine Untersuchung über den Umfang des Staates (in seinen drei Stufen: Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) vollendet, die sie im Auftrag des Verbandes “Asociación Empresaria Argentina” durchgeführt hat, der leitende Unternehmer umfasst, aber nicht die Unternehmen selbst.
Die Schlussfolgerungen sind folgende:
- Die gesamten Ausgaben haben einen Anteil am Bruttoinlandsprodukt (was als Staatsquote bezeichnet wird) von 42,6%, gegen nur 26,5% als Durchschnitt der Periode 2000-2006, was eine Zunahme von 61% darstellt. Bei dieser Rechnung werden die Zinsen auf die Staatsschuld nicht berücksichtigt. Wenn man auch dies u.a. Ausgaben berücksichtigt, dann gelangt man gemäss einer Berechnung des Wirtschafters Juan José Llach (der dies anlässlich des IDEA-Seminars der Vorwoche vortrug) auf 46,7% des BIP: Wenn man davon ausgeht, dass das BIP in dieser Periode stark zugenommen hat, gelangt man zum Schluss, dass die Staatsausgaben real noch viel stärker gestiegen sind und sich mehr als verdoppelt haben.
- Von der Zunahme entfällt 75% auf den Nationalstaat, 19% auf die Provinzen und 6% auf die Gemeinden.
- Von der Zunahme erklärt sich 25% durch Subventionen wirtschaftlicher Art, also für öffentliche Dienste, Staatsunternehmen u.a. Die sozialen Subventionen sind hier nicht eingeschlossen. Die Ausgaben für soziale Zwecke sind für 23% der Zunahme verantwortlich, und Personalausgaben für 19%. Die direkten realen Investitionen des Staates hatten einen Anteil von nur 13% an der Zunahme.
- Die Steuerbelastung stieg gesamthaft in dieser Periode über 60%. Gemäss der Berechnung von Llach liegt sie jetzt bei 46,8% des BIP. 24% der zusätzlichen Steuerbelastung entfällt laut IARAF-Studie auf Exportzölle, 21% auf die Gewinnsteuer, 18% auf die Schecksteuer und 16% auf die provinzielle Bruttoumsatzsteuer.
- Der Anteil der als “verzerrend” einzustuften Steuern (Exportzölle, Schecksteuer, Bruttoumsatzsteuer u.a.) betrug 2012 34% der gesamten Einnahmen, gegen 15% vor 12 Jahren.
Wirtschaft
Aussenhandel in 9 Monaten: Überschuss fällt um 30%
Die Handelsbilanz wies im September einen Überschuss von u$s 849 Mio. auf (Vorjahr; u$s 911 Mio.), und in 9 Monaten 2013 einen von u$s 7,14 Mrd., der um u$s 3,06 Mrd. unter dem von u$s 10,21 Mrd. der gleichen Vorjahresperiode lag.
Der Export lag im September bei u$s 6,99 Mrd. (Vorjahr: u$s 6,82 Mrd.) und der Import bei u$s 6,14 Mrd. (Vorjahr: u$s 5,91 Mrd.). In 9 Monaten 2013 erreichte der Export u$s 63,48 Mrd. (+4%) und der Import u$s 56,34 Mrd. (+11%). Der Import von Brenn- und Schmierstoffen lag im September um u$s 688 Mio. unter dem gleichen Vorjahresmonat, war aber in 9 Monaten 2013 um 25% höher als im Vorjahr, bei gleichzetig starker Abnahme der Rohölexporte.
Im Einzelnen haben sich die Exporte der ersten drei Quartale dieses Jahres gegenüber der gleichen Vorjahresperiode folgendermassen verändert.
Beim Aussenhandel von industriellen Produkten weist die Handelsbilanz in 9 Monaten ein Defizit von u$s 20,33 Mrd. aus, bei Exporten von von u$s 20,28 Mrd. und Importen von u$s 40,57 Mrd. Hier sind die Importe von industriellen Konsumgütern nicht eingeschlossen, die ca. u$s 2 Mrd ausmachten. Dass dennoch gesamthaft ein Überschuss bei der Handelsbilanz erzielt wurde, ist auf die Zunahme der Exporte von Rohstoffen (Landwirtschaft und Bergbau) zurückzuführen, zum Teil auch auf höhere Exporte von Speiseöl und Sojamehl. Vornehmlich hat sich die gestiegene Ernte von Sojabohne und Mais dieses Jahr ausgewirkt.
Bei den exportierten Industriegütern stehen die Kfz mit Abstand an erster Stelle, die im Rahmen des kompensierten Austausches nach Brasilien geliefert werden, wobei jedoch gleichzetig mehr Kfz aus Brasilien importiert als exportiert wurden. Beim Handel mit Zubehör- und Ersatzteilen ist das Ungleichgewicht zu Gunsten Brasiliens unverhältnismässig höher, weil keine Kompensationsregel besteht und Brasilien auf diesem Gebiet leistungsfähiger ist. Industrieministerin Debora Giorgi bemüht sich allgemein, und besonders bei der Kfz-Industrie, um einen höheren Anteil an lokal erzeugten Teilen am Endprodukt, und beiläufig auch um höhere Exporte von Zubehörteilen. Aber der Fortschritt auf diesem Gebiet ist gering, beim Export praktisch Null.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,875, um 0,26% über der Vorwoche und um 19,29 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 34,40 Mrd. Die ZB musste diese Woche um die u$s 350 Mio. verkaufen, um den Kurs zu halten. Angeblich soll sie auch Kredite im Ausland aufgenommen haben, um höhere Reserven zu zeigen, als sie effektiv bestehen. Die ZB hat von den Banken gefordert, dass sie keine Exportfinanzierungen vergeben, damit die Exporteure mehr Devisen verkaufen müssen. Das würde jedoch bestimmte Exportgeschäfte verhindern, die ohne Kredit nicht möglich sind. Der Rofex Terminkurs lag zum 29.11. bei $ 6,035, zum 30.12.13 bei $ 6,188 und zum 31.03.14 bei $ 6,665. Der Terminkurs per Mai 2014 lag um 35,95% über dem Kurs von Ende Mai 2013. Hier kommt eine zunehmende Abwertungserwartung zum Ausdruck. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 10,10, 72% über dem offiziellen Kurs. Binnenhandelssekretär Moreno bedrohte Inhaber von Wechselstuben und forderte, dass sie erst nach den Wahlen wieder Geschäfte auf dem freien Markt tätigen. Es fanden auch mehr Inspektionen statt. Deshalb war der Umfang der Geschäfte auf diesem Markt letzte Woche beschränkt.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 4,74% und liegt 97,65% über Ende 2012. Die Kursentwicklung ist bei den einzelnen Aktien sehr unterschiedlich. Folgende 8 Gesellschaften verzeichnen im Laufe dieses Jahres Kurszunahmen von über 100%: Edenor (+338,9%), Grupo Galicia (+136,5%), Banco Macro (+135,5%), Pampa (+135%), Telecom (+133,5%), Banco Francés (+124,3%), YPF (+111,1%) und Siderar (+108,4%).
***
Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 5,02% und notierten 44,68% über Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos stiegen in einer Woche um 1,68% und ab Dezember um 41,82%. Boden 2015 verzeichneten zur Vorwoche ein Plus von 1,74% und in diesem Jahr eines von 4,31%. Boden 2014 schlossen zur Vorwoche unverändert und liegen 13,78% im Plus seit Jahresanfang, und Global 2017 Arg. gewannen 1,14% und liegen 0,28% im Plus seit Jahresende 2012.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 168,25 (Vorwoche $ 164,12) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 240,36 (Vorwoche $ 234,46).
***
Der gut informierte Journalist Marcelo Bonelli berichtet in der Zeitung “Clarín” (25.10.13) über eine Zusammenkunft von Vertretern der Regierung der Vereinigten Staaten u.a. Staaten des Pariser Klubs, des IWF und der Weltbank in Paris, bei der das argentinische Zahlungsbilanzproblem und die Aussicht auf einen neuen Default besprochen wurden. Es wurde vorweggenommen, dass der Oberste Gerichtshof der USA keine Berufung des argentinischen Staates gegen das Urteil zulassen werde, das Argentinien zu Zahlung von u$s 1,33 Mrd. (plus Zinsen und Gerichtskosten) verurteilt. Der Beschluss soll binnen 8 Monaten erfolgen. Beiläufig wurde im Gespräch auch auf den politischen Verschleiss der Regierung und die schwierige Endphase bis Dezember 2015, sowie auf die Pfuscherei bei der Gestaltung der Wirtschaftspolitik hingewiesen.
***
Innen- und Transportminister Florencio Randazzo erklärte am Mittwoch im Fernsehen, dass das Projekt der Umwandlung der Sarmiento-Bahn in eine U-Bahn (das die Regieruntg vier Mal angekündigt hat) weiter bestehe. Es hätte unterbrochen werden müssen, weil es Probleme mit der Finanzierung gegeben habe. Das stimmt jedoch insofern nicht, als es nie fest verpflichtete Kredite für das Projekt gab. In der Tat kann dieses sehr teure Projekt nicht durchgeführt werden, weil keine finanziellen Mittel vorhanden sind und sie die Regierung auch nicht auftreiben kann. In der Praxis führt das Weiterbestehen des Projektes dazu, dass keine Unterführungen bei den Bahnübergängen der Sarmiento-Bahn in der Bundeshaupstadt gebaut werden können, wie es bei der Mitre-Bahn der Fall ist. Die Stadt verbleibt somit weiter durch diese Eisenbahn in zwei Hälften getrennt, mit wenigen Bahnübergängen. Die in Deutschland gebaute Bohrmaschine für den U-Bahntunnel traf in Argentinien am 8.9.11, ein und wurde dann nach Haedo gebracht und und ist seither dort geblieben, ohne verwendet zu werden. Die Regierung sollte dieses U-Bahnprojekt formell aufgeben und sich überlegen, wo sie diese teure Maschinen anderswo einsetzen kann, u.a. für U-Bahntunnels der Stadt. Doch dazu müsste sich CFK mit Macri einigen.
***
Die US-Firma Stryker, die medizinische Instrumente erzeugt, hat gegenüber der US-Aufsichtsbehörde des Wertapiermarktes, die “Securities & Exchange Comissión”, zugegeben, dass sie Schmiergelder von insgesamt u$s 1 Mio. an Ärzte in öffentlichen Hospitälern in Argentinien gezahlt habe. Um einen Strafprozess zu vermeiden, erklärte sich das Unternehmen bereit, eine Busse von u$s 13,2 Mio. zu zahlen.
***
Die diesjährige Zuckerproduktion (Tucumán, Salta und Jujuy) wird auf nur 1,9 Mio. t geschätzt, statt der erwarteten 2,5 bis 2,8 Mio. t. Das ist auf den Frost und den langdauernden Winter zurückzuführen. Der interne Konsum liegt bei 1,7 Mio. t, von dem 40% direkter Konsum ist und 60% von der Getränke- und Lebensmittelindustrie verwendet wird. Hinzu kommt noch, dass der internationale Preis in den letzten zwei Jahren um über 25% gefallen ist.
***
Am Freitag vergangener Woche hat Weizen erneut einen Preissprung verzeichnet. In nur einem Tag stiegen die Preise von $ 3.800 auf $ 4.400 je Tonne, umgerechnet u$s 756,79. Somit kostete Weizen auf dem Binnenmarkt doppelt so viel wie Soja, und erreichte historische Höchstpreise, in Argentinien wie auch weltweit. Nur: die Reserven aus der Ernte 2012/13 sind praktisch erschöpft. Bedingt durch die Knappheit, haben viele Mühlen Kontingentierungen mit den Bäckern ausgehandelt, um so auf die kommende Ernte zu warten. Im vergangenen August wurde 20,9% weniger Weizen gemahlen als noch vor einem Jahr. Die Ernte hat im Norden des Landes schon begonnen, und ihr Abschluss ist im Süden der Provinz Buenos Aires für Ende Dezember vorgesehen. Der lokale Verbrauch liegt bei 6 Mio. t. Wie verlautet, soll der Staat (direkt oder über die Banco Nación) den Kauf des Weizens finanzieren, den die lokalen Mühlen im Laufe eines Jahres benötigen. Das stellt einen Gesamtbetrag von ca $ 9 Mrd. dar, der theoretisch jeden Monat um ein Zwölftel abnimmt. Wenn die lokalen Mühlen auf dem Weizenmarkt auf diese Weise mit den Exporteuren konkurrieren, dann besteht keine Notwendigkeit von Exportkontingenten, und die Landwirte erhalten den vollen Paritätspreis (Weltmarktpreis minus Frachten, Exportkosten und Exportzölle und Gebühren). In den letzten Jahren lag der Marktpreis weit unter der Parität, was zur Folge hatte, dass die Landwirte viel weniger Weizen säten und es zur Knappheit auf dem Binnenmarkt kam.
***
Der EMAE-Index des Statistikamtes INDEC (“Estimador Mensual de la Actividad Económica”), der eine grobe Schätzung des BIP darstellt, nahm im August gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 4% zu. Somit wuchs die Wirtschaftsleitung in acht Monaten 2013 um 5,5%. Dieses Ergebnis liegt um mehr als doppelt so hoch wie die Berechnungen namhafter Beratungsbüros. So schätzte beispielsweise die Consulting-Firma von Orlando J.Ferreres & Partnern, dass der Anstieg in 8 Monaten bei nur 1,8% gelegen hat. Zum gleichen Ergebnis gelang Consultora Ledesma.
***
Die staatlich kontrollierte YPF erhält von der Regierung 81 Waggons und zwei Lokomotiven von der Eisenbahnlinie Belgrano Cargas. Nach ihrer Reparatur, die YPF selber trägt, wird der Ölkonzern diese Ausrüstungen für den Frachttransport, insbesondere von Sand, zwischen dem Hafen von Buenos Aires und dem Lager Vaca Muerta einsetzen. Die Vereinbarung erstreckt sich über einen Zeitraum von vier Jahren. Diese Meldung ist erstaunlich, da die Regierung gleichzeitig angibt, die Frachteisenbahn Belgrano Cargas voranzutreiben, die von der Bundeshauptstadt nach Norden und Nordwesten führt und über 6.000 km Schienen hat. Und dafür braucht sie die Waggons und die Lokomotiven. Bei der Privatisierung der einzelnen Strecken der Eisenbahn, die ins Landesinnere führen, waren alle erfolgreich, ausser dieser (die schliesslich wieder vom Staat übernommen werden musste), obwohl besonders die Belgrano-Bahn mit dem Lastwagen gut konkurrieren sollte, weil sie eine längere Strecke hinterlegt. Z.B. wurde in früheren Zeiten der Zucker aus Tucumán, Salta und Jujuy mit dieser Eisenbahn befördert, jetzt hingegen mit dem Lastwagen.
***
Der landesweite Stromverbrauch ist im September innerjährlich um 9,1% gestiegen, insbesondere durch eine starke Zunahme in der Bundeshauptstadt sowie in ihren Vororten, teilte die Stiftung Fundelec mit. In keinem anderem Monat sei bisher der Verbrauch so stark gestiegen, hiess es.
***
Die Zahl der Immobilienübertragungen in der Provinz Buenos Aires lag im September 2013 um 5,9% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der Notare der Provinz. In 9 Monaten 2013 waren es 69.221 Übertragungen, 13,3% unter dem Vorjahr, mit einem Gesamtwert von $ 17,45 Mrd., 10% unter dem Vorjahr.
***
Der Präsident des Verbandes der Versicherunsgesellschaften, Francisco Astgelarra, gab bei seiner Rede anlässlich der Feier des “Tages der Versicherung” bekannt, dass 2013 insgesamt 9 Mio. Arbeitnehmer durch die Arbeitsrisikoversicherung gedeckt seien, was einen Rekord darstelle. Die Zahl der arbeitsbedingten Todesfälle sank in einem Jahr um 20%, der Betrag der Entschädigungen für Arbeitsunfälle und –krankheiten stieg durchschnittlich um 40%. In wenigen Tagen sei es ein Jahr her, dass die Reform des Gesetzes über die Arbeitsriskoversicherung erlassen worden ist, das wieder einen normalen Zustand herbeigeführt hat.
***
Die mit Sojabohne bebaute Fläche wird dieses Jahr gegen-über den 19,7 Mio. ha des Vorjahres (und 18,6 Mio. ha von 2011) auf 20,2 Mio. (laut Getreidebörse von Buenos Aires bis 20,6 Mio. Ha (laut Landwirtschaftsministerium) zunehmen. Es findet u.a. ein Übergang von Mais auf Sojabohne statt, weil dabei ein höherer Erlös erzielt wird, und auch, weil die Kosten der Aussaat, Pflege und Ernte bei Sojabohne geringer sind. Ebenfalls gehen Landwirte von Weizen auf Sojabohne über.
***
Der Betrag Hypothekarkredite für Wohnungsbau oder –kauf ist von 6% bis 7% des BIP in den Jahren 1997 bis 2001 auf gegenwärtig 1,3% gesunken, haben die Consulting-Firma abceb und die Banco Ciudad auf Grund von ZB-Daten berechnet. Allerdings entfiel bis 2002 der grösste Teil dieser Kredite auf solche in Dollar, während es nachher Pesokredite waren, mit unbedeutenden Ausnahmen in den Jahren 2008/09/10. Die Umwandlung der Dollarschulden in Pesos, zum Kurs von eins zu eins, die 2002 verfügt wurde, hat für die Schuldner ein grosses Geschenk bedeutet, aber den Hypothekenmarkt zerstört. Das hat besonders die jungen Generationen geschädigt, denen keine Alternative als die Miete einer Wohnung oder das Verbleiben bei ihren Eltern übrig geblieben ist.
***
Eine Gruppe von Oppositionsdeputierten hat ermittelt, dass die Zeitungen “Clarín” und “La Nación” im September nur 118 Seiten mit Anzeigen von Supermärkten und Einzelhandelsketten, die elektrische Haushaltsartikel u.dgl. verkaufen, erhalten haben. Das macht 81% weniger als im gleichen Vorjahresmonat aus und ist auf einen Befehl von Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno zurückzuführen. Bei den grossen Zeitungen hat dies einen globalen Einnahmeverlust von ca. 20% bedeutet. Dies kommt zur Diskriminierung bei der Regierungspropaganda hinzu, die in grösserem Umfang an direkt vom Staat finanzierte Zeitungen und Zeitschriften (Página/12, Tiempo Argentino, El Argentino, Revista Veintitrés, Buenos Aires Herald u.a.) geht, die wenig gelesen werden, aber kaum an die zwei grossen Tageszeitungen, die bei weitem die grösste Leserschaft haben, und gar nicht an das Argentinische Tageblatt. Die deutschsprachige Gemeinschaft wird gegenüber der englischsprechenden diskriminiert.
***
Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat von der Nationalregierung die Genehmigung erhalten, um einen Kredit von u$s 190 Mio. aufzunehmen, der für die Finanzierung von 105 neuen Waggons der Linie A (Plaza de Mayo bis Flores, entlang der Strasse Rivadavia) durch die chinesische Export und Importbank, bestimmt ist. Die Waggons werden von einem chinesischen Unternehmen geliefert. China liefert diese Waggons zu günstigen Preisen, bei guter Qualität und Einsatz moderner Technologie. Ausserdem ist China der Hauptkunde bei Sojabohne, so dass diese Lieferung zum Teilausgleich der bilateralen Handelsbilanz dient. Die Stadregierung hat vorher schon die Genehmigung für einen Kredit von u$s 216 Mio. erhalten, der für die Finanzierung von 120 chinesischen Waggons für die H-Linie der U-Bahn bestimmt waren. Die städischen U-Bahnen werden zunehmend modernisiert und mit zusätzlichen Waggons ausgestattet, was erlaubt, mehr Passagiere zu transportieren und dabei den Strassenverkehr zu entlasten.
***
Die Nationalregierung hat der Provinzverwaltung von Buenos Aires einen Kredit von $ 1,93 Mrd. erteilt, der für die Finanzierung von Investitionen bestimmt ist, mit denen Überschwemmungen im Gebiet von La Plata (wie die vom April 2013) vermieden werden sollen. Der Kredit läuft auf 3 Jahre und wird zum Badlar-Satz plus einen Prozentpunkkt verzinst.
***
Die gemischtwirtschaftliche Bank “Banco Hipotecario”, an der der Staat und auch Eduardo Elsztain (IRSA-Konzern) beteiligt ist, vergab am Dienstag per Auslosungsverfahren 158.176 Hypothekenkredite (in Pesos, zu niedrigem Zinssatz und ohne Wertberichtigung), eine Summe die zehn Mal höher liegt, als die gesamten Hypothekenkredite die im Verlauf des vergangenen Jahres zugeteilt wurden. Die Mittel werden von der ANSeS bereitgestellt. Mehr als 364.800 Familien hatten sich für die Teilnahme an diesem Vewrfahren angemeldet. Insgesamt wurden 110.000 Kredite für den Bau von neuen Wohneinheiten vergeben, aber auch um bereits bestehende zu erweitern, zu erneuern oder zum Kauf von Baugrundstücken. 20.000 Kredite wurden für die Finanzierung von Neuwohnungen vergeben.
***
Die Europäische Union hat nach einer Stimmabgabe von 17 Ja- gegen 6 Neinstimmen bei 5 Enthaltungen endgültige antidumping-Zolltarife für die Einfuhr von argentinischem (und auch indonesichem) Biodieselöl festgesetzt. Sie liegen zwischen u$s 300 und u$s 340 je Tonne, was 22% bis 25% auf den fob-Preis ausmacht. Diese Exporte von Argentinien erreichten bis zu u$s 1,8 Mrd im Jahr. 90% der argentinischen Produktion wurden in die EU exportiert. Letztes Jahr lagen die Ausfuhren bei insgesamt 1.55 Mio. t, berichtet die Kammer der Biodieselproduzenten, Carbio. Bis vergangenem Juli zählten die Exporte dieses Jahr nur 284.100 t, und bis Jahresende rechnet man mit Gesamtausfuhren von 500.000 t. Das argentinische Aussenministerium will vor der WHO Klage einreichen, hat dabei jedoch geringe Erfolgsaussichten, u.a. weil Argentinien ohnehin die WHO-Ordnung weitgehend verletzt.
***
Die staatliche Fluglinie Aerolineas Argentinas verbuchte in den ersten neun Monaten einen Verlust von u$s 178,4 Mio., 50,5% weniger als in der gleichen Vorjahresperiode, berichtetete der CEO Mariano Recalde. Aerolineas hat 24,1% mehr Passagiere befördert, die Flugstunden stiegen um 16,4% und die Frequenzen um 19,9%. Obige Zahl bezieht sich auf den Verlust, den die Bilanz ausweist, nicht auf den Zuschuss des Schatzamtes, der auch für die Bezahlung der neuen Flugzeuge u.a. Investitionen bestimmt ist. Das finanzielle Defizit von AA ist somit wesentlich höher.
***
Die Industrieproduktion lag im dritten Quartal 2013 um 1,6% über der gleichen Vorjahresperiode, ergibt der Index der Stiftung FIEL. Die stärksten Zuwächse sind auf die KFZ-Produktion (+12,6%) sowie die nicht metallische Erze (+ 9%) zurückzuführen.
***
Apotheken sollen ab Ende Januar 2014 landesweit nur noch Arzneimittel, Körperpflegeprodukte und dgl. verkaufen dürfen. Das entschied das Gesundheitsministerium durch Beschluss 1632. In Zukunft soll der Verkauf von Lebensmitteln u.a. Produkten in Apotheken untersagt sein. Apotheken sollen nur noch Medikamente mit Rezepten und und frei verkäufliche verkaufen dürfen. Es wurde darauf hingewiesen, dass dies vornehmlich die Kette Farmacity betrifft; doch besonders geschädigt werden dabei kleine Apotheken, die diese nicht pharmazetischen Produkte benötigen, um überleben zu können. Ohnehin mussten viele Apotheken wegen der Deregulierung des Jahres 1991 aufgeben, die die Beschränkung für neue Apotheken in der Bundeshauptstadt aufgehoben und Ketten zugelassen hat. In den Provinzen gelten hingegen immer noch diese konkurrenzhemmenden Normen, mit dem Ergebnis, dass u.a. Medikamente in der Provinz Buenos Aires teurer sind als in der Bundeshauptstadt.
***
Ein Bundesgericht für Konflikte mit der Staatsverwaltung erliess eine Vorbeugungsmassnahme, laut der ein Beschluss der Nationalen Wertpapierkommission zunächst aufgehoben wird, der die Generalversammlung des Clarín-Konzerns vom 25.4.13 als unregelmässig und daher als ungültig bezeichnet hatte. Bei jener Generalversammlung erschienen die Staatssekretäre Guillermo Moreno und Axel Kiciloff, und auch der allgemeine Staatssyndikus Daniel Reposo und der Präsident der Wertpapierkommission, Alejandro Vanoli, alle in Vertretung des Aktienpaketes von 9%, das der ANSeS gehört. Danach hat die Wertpapierkommission durch Beschluss 1713/13 vom 11.7.13 die Ungültigkeit jener Generalversammlung verfügt, und der Clarín-Konzern hat dann seinerseits Klage gegen diesen Beschluss eingereicht und gefordert, dass er zunächst nicht in Kraft treten solle. Dem haben die Richter jetzt stattgegeben, womit sie sich noch nicht über den Fall selber ausgesprochen haben. Die K-Regierung kennt keine Grenzen bei der Verfolgung der Clarín-Gruppe. Dass die genannten hohen Beamten von der ANSeS zu Vertretern ihres Aktienpaketes ernannt werden, ist an sich schon eine Unregelmässigkeit, in der ein politischer Wille zum Ausdruck kommt, wobei dies zeigt, dass es dabei nicht um die Verteidigung der Interessen des Aktionärs (in diesem Fall die ANSeS) geht. Die Kirchners haben eine eigenartige Vorstellung der Rechtsordnung.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
In diesem Jahr sind die brasilianischen Exporte nach Argentinien um 10,7 % gestiegen. Die Gesamtsumme des Zuwachses entspricht über u$s 14 Mrd. Der Anstieg des Exportvolumens spricht für die Erholung der brasilianischen Wirtschaft nach einer Stagnation innerhalb der letzen 12 Monate. Im Jahr 2012 war der Handel mit dem Nachbarland Argentinien zuletzt um 20,7% zurückgegangen. Vor allem der Verkauf von Kohle, Biobrennstoff und Schmiermitteln an Argentinien stieg innerhalb des letzten Jahres um 117% an und setzte damit u$s 451,7 Mio. um. Außerdem wurden deutlich mehr Fahrzeuge (+27%) verkauft. Weitere Sektoren in denen der Export nach Argentinien anstieg waren die Bekleidungsindustrie (+49,3%), Medizinische Produkte (+ 12,3%) und Lebensmittel (+11,7%). (Brazil News)
***
Der Flugzeughersteller Airbus hat in Lateinamerika den größten Einzelauftrag seiner Geschichte erhalten. Die mexikanische Fluggesellschaft VivaAerobus bestellt insgesamt 52 Maschinen der A320-Familie, wie der Flugzeughersteller am Montag mitteilte. Die Mexikaner ersetzen ihre gesamte Flotte von Boeing-737-300-Maschinen, um 2016 ausschließlich mit Airbus zu fliegen. Die Bestellung hat laut Listenpreis einen Gesamtwert von gut u$s 5 Mrd. Allerdings sind bei Flugzeugbestellungen Nachlässe im zweistelligen Prozentbereich üblich. (dpa)
***
Brasilien hat dieses Jahr, bis zum 15. Oktober, schon über 3 Mio. Automobile, Kleinlaster und Lastwagen erzeugt, gab der Präsident des Verbandes der Fabrikanten, Luiz Moan, bekannt. Für ganz 2013 werden über 4 Mio. Einheiten vorweggenommen, gegen etwas über 850.000 in Argentinien. Dennoch besteht in den letzten Monaten eine abnehmende Tendenz; Im September lag die Produktion in Brasilien um 2,5% unter August, und der Verkauf war um 5,9% niedriger.
***
Bei der Ausschreibung für die Förderung von Erdöl und Gas im Meereslager Libra gab es nur eine Offerte, der chinesischen (staatlichen) CNPC und CNOOC, zusammen mit der britisch-niederländischen Shell und der französischen Total. Der Konzern bot dem brasilianischen Staat eine Beteiligung von 41,65% am geförderten Erdöl und Gas. Die Ausschreibung bezog sich auf 70% des Gebietes “Libra”, wobei 30% für Petrobrás verblieben. Doch dieses Unternehmen kaufte 10 weitere Prozentpunkte. Die erwartete Förderung in diesem Gebiet reicht bis zu 1,4 Mio. Barrel pro Tag.
***
Der kubanische Ministerrat hat ein Chronogramm bekanntgegeben, um schrittweise auf einen einheitlichen Wechselkurs überzugehen. Seit 1994 hat Kuba eine Doppelwährung, mit einem nicht konvertiblem und einem konvertiblem Peso (benannt CUC), der eine Alternative zum Dollar war. 2004 wurde dann der lokale Umlauf von Dollarnoten direkt verboten. Der CUC hatte eine Parität von eins zu eins zum Dollar, was jedoch zunächst nicht eingehalten wurde, jedoch 2011 wieder voll eingeführt wurde. Die doppelte Währung, mit einem hohen Kursunterschied zwischen beiden Pesos, hat zunehmende Verzerrungen herbeigeführt, die auf die Dauer nicht haltbar waren. Jetzt sollen zunächst bestimmte Exporte zum CUC-Kurs gewechselt werden, ebenfalls Einnahmen aus dem Tourismus. Es wird jedoch befürchtet, dass die Kursvereinheitlichung die internen Preise in die Höhe treibt.
***
Geschäftsnachrichten
Messe Frankfurt
Messe Frankfurt Argentina feiert in diesem Monat ihr zehnjähriges Bestehen in Argentinien. Zu den Messen, die von den Frankfurtern in Buenos Aires organisiert werden, zählen Automechanika, BIEL Light & Building, Expoferretera, Intersec Buenos Aires, Tecno Fidta, Seguriexpo Buenos Aires und FIA World Car Championship. Messe Frankfurt Argentina war ebenfalls zuständig für die Koordination und die Einhaltung der Standards vom Internationalen Olympischen Komitee während der 125. Sitzung des IOC, die vom 7. bis 10.. September in Buenos Aires stattfand.
San Fili S.A.
Der Vorstandspräsident dieses Unternehmens, Fabio Calcaterra, gab die Errichtung einer Fabrik zur Herstellung von Kartoffelpüree und vorgekochten Kartoffelstäbchen (“pommes frites”) in der Provinz Mendoza bekannt. Die Kosten für diese Investition liegen bei $ 100 Mio. Calcaterra leitete 18 Jahre lang die Firma Farm Frites und verfügt somit über Erfahrung auf diesem Gebiet.
Evonik
Diese deutsche Firma hat ihre Fabrik in der Gegend des Hafens Terminal 6, bei Rosario, mit einer Investition von u$s 30 Mio. erweitert. Sie erzeugt Alkoholderivate, die als Katalisatoren bei der Fabrikation von Biodieselöl verwendet werden. Die Kapazität beträgt 60.000 Jato, wobei vorwiegend der argentinische und der brasilianische Markt versorgt werden sollen. Der Geschäftsführer für Südamerika, Patrick Wohlhauser und der lokale Verkaufsdirektor Jan van den Bergh zeigten sich bei der Einweihung sehr optimistisch über die Aussichten des Biodieselöls in Argentinien.
Aeropuertos Argbentina 2000
Diese Gesellschaft, kontrolliert von Eduardo Eurnekian, die die argentinischen Flughäfen betreibt, hat eine Erweiterung des Aeroparque der Bundeshauptstadt angekündigt, die eine Investition von $ 350 Mio. darstellt. Fast 80% der neuen Gebäude (35.000 qm in 6 Stockwerken) sind für Aerolineas Argentinas bestimmt. 1.770 qm sind für die Abfertigung der Flugreisenden für internationale (regionale) Flüge vorgesehen, mit 6 Beförderungsanlagen für Gepäck, 5 Zugängen zu den Flugzeugen und 46 Schalter für das „check in”. Aerolineas Argentinas beabsichtigt ausserdem, sein Büro auf der Strasse Bouchard dorthin zu verlagern. Auch werden sich im Gebäude staatliche Stellen niederlassen, wie das Kontrollamt ORSNA und die Luftfahrtpolizei. Durch diesen Neubau wird auch der Konflikt mit der chilenischen LAN gelöst, da auch die Endstation B, auf die diese Airline verlegt wurde, erweitert wird. Vorläufig benutzt LAN weiter die Station A; doch wenn der Bau vollendet wird, geht sie zusammen mit TAM auf die Station B über.
Axion Energy
Anfang der Woche sind im Hafen von Buenos Aires die ersten Bauteile für das Kokswerk in der Raffinerie Campana angekommen, die früher Esso gehörte. Die Raffinerie gehört der Ölfirma Axion Energy, die von der Gruppe Bridas kontrolliert wird, und dessen Eigentümer die Gebrüder Bulgheroni sind. Für die Errichtung des Kokswerks ist eine Investition i.H. von u$s 1,2 Mrd. vorgesehen. Dadurch soll gleichzeitig die Produktion von Benzin, Dieselöl u.a. Erdölprodukten stark erhöht werden.
Cardón
In der Provinzhauptstadt vom Chaco, Resistencia, hat die Gruppe Cardón eine neue Bekleidungsfabrik ihrer Marke “Pampero” eingeweiht. Hier sollen überwiegend Arbeitsbekleidungen mit Denim-Stoffen hergestellt werden. Die Investition lag bei $ 12 Mio.
Audi
Drei Meistertitel für Audi an einem Tag: Nach dem vorzeitigen Gewinn der Hersteller- und Fahrerwertung in der FIA Langstrecken-Weltmeisterschaft WEC geht auch die Team-Meisterschaft der DTM an die Marke mit den Vier Ringen. In einem packenden Finale auf dem Hockenheimring vor 122.000 Zuschauer sicherte sich das Audi Sport Team Phoenix nach dem Fahrertitel auch den Teamtitel. In der Herstellerwertung der DTM belegte Audi mit knappem Rückstand den zweiten Platz.
Bedson
Dieser Hersteller von Pharmaprodukten für die Veterinärmedizin erhielt die Genehmigung, um in den USA ein Zusatzstoff über ihre Filiale Bedson Corp. herzustellen und vertreiben. Das Unternehmen mit Sitz in Pilar schätzt ihre Exporte für das erste Jahr mit $ 8,5 Mio.
Aerolíneas Argentinas
Diese staatliche kontrollierte Luftfahrtgesellschaft, geleitet von Mariano Recalde (Sohn des CGT-Anwalts und Abgeordneten der Regierungspartei, Héctor Recalde, und Miglied von “La Cámpora”) hat am Montag einen Absichtsbrief mit dem Vizepräsidenten für Afrika und Lateinamerika der US-Firma Boeing, Van Rex Gallard, unterzeichnet, der sich auf den Kauf von 20 Maschinen Boeing 737-800 bezieht, was insgesamt gemäss Listenpreisen um die u$s 1,8 Mrd. darstellt (ca. u$s 90 Mio. je Flugzeug). Auch wenn der Betrag schliesslich geringer ist, weil Boeing Mengenrabatte gibt, handelt es sich um eine hohe Summe, für die keine Finanzierung bereitsteht, wobei der Staat auch nicht in der Lage ist, diesen Betrag aufzubringen, umso mehr als dies unmittelbar auf Kosten der ZB-Reserven geht. Das erste Flugzeug soll im November 2015 geliefert werden. Diese Flugzeuge haben 140 Plätze und sind für lokale und regionale Flüge bestimmt.
Wirtschaftsübersicht
Die Inflation: das missverstandene und politisierte Phänomen
Argentinien stellt weltweit in Bezug auf Inflation einen einzigartigen Fall dar. Kein anderes Land weist eine so lange und turbulente Inflationsgeschichte auf. Von 1945 bis 1975 nahmen die Preise jährlich zwischen 15% und 30% zu, mit kurzdauernden Ausnahmen in beiden Richtungen, wobei die jährlichen Inflationsraten ab Mitte 1975 dreistellig wurden und dann noch drei Hyperinflationswellen hinzukamen: die erste im März und April 1976, mit ca. 50% monatlich, die zweite im März 1989 und die dritte ein Jahr später, beide mit je ca. 200% im Monat. 1991 setzte eine zehnjährige Stabilitätsperiode ein, und 2002 begann die Inflation von neuem. In anderen Ländern wird eine Inflation von über 10% jährlich als Katastrophe empfunden; doch in Argentinien gab es viele Jahre mit Inflation von etwa 25%, und wenige haben sich darüber aufgeregt.
Die Inflation liegt gegenwärtig in dieser Grössenordnung. Der Index, den eine Gruppe von Oppositionsabgeordneten als Durchschnitt privater Erhebungen bekanntgibt liegt per Ende September auf 25,4% jährlich, und einige Ökonomen gelangen auf eine etwas niedrigere Zahl. Das wurde in früheren Zeiten als normal empfunden, und denjenigen, die sich für Stabilisierung einsetzten wurde entgegnet, dass diese rezessiv und wachstumshemmend sei. Die These, dass eine gewisse Inflation notwendig sei, damit die Wirtschaft relativ hohe Wachstumsraten aufweise, war in den 60er Jahren des vorigen Jahrhunderts weit verbreitet, nicht nur in Argentinien. Es gab viele Inflationsländer wie Argentinien. Das ist jetzt anders geworden: Gegenwärtig weisen nur 10 Länder, ca. 5% der bestehenden Staaten, eine Jahresinflation von über 10% aus. Argentinien wird nur von Venezuela und Belarus übertroffen, und liegt über einer Reihe afrikanischer Staaten. Von den anderen 95% Ländern weisen die meisten Inflationsraten von unter 5% jährlich aus.
Es ist deshalb positiv, und auch überraschend, dass diese Inflation in Argentinien nicht mehr als normal, sondern als störend empfunden wird. Denn das geht dann auf die Politik über und verleiht einer antiinflationären Politik den notwendigen Rückhalt. Bei den Meinungsumfragen ist das Thema Inflation mit der persönlichen Unsicherheit und der Arbeitslosigkeit an die obersten Stellen gerückt. Hier wirkt auch die Erinnerung an die stabilen 90er Jahre, als Präsident Menem mit seinem Minister Cavallo das Wunder einer fast absoluten Stabilität mit gleichzeitigem hohen BIP-Wachstum gelang, allerdings nach dem Schock von zwei phänomenalen Hyperinflationswellen, die die Gesellschaft und besonders die Politiker in Panik versetzt hatten.
Beiläufig sei bemerkt, dass die Folgen dieser Hyperinflationen und der vorangehenden Hochinflation (über 100% pro Jahr) nicht noch schlimmer waren, weil die argentinische Wirtschaft weitgehend dollarisiert ist, also in Dollar rechnet, in Dollar spart und mit Dollarscheinen als internes Zahlungsmittel umgeht. Wenn man somit die Wirtschaft „pesifizieren” will, also den Dollar als Paralellwährung abschaffen will, wie es diese Regierung beabsichtigt, allerdings mit geringem Erfolg, dann muss die lokale Währung zumindest relativ stabil sein.
Das Inflationskonzept der Kirchner-Regierungen
Der Gouverneur der Provinz Buenos Aires, Daniel Scioli, der gleichzeitig Vorsitzender der Justizialistischen Partei ist, und auch als Regierungskandidat für die Präsidentschaft (nach CFK) gilt, hat in der Vorwoche anlässlich des Kongresses des Unternehmerninstitutes IDEA in Mar del Plata, geäussert, die Regierung sei bei ihrer Inflationsbekämpfung nicht erfolgreich gewesen. Das wurde als Anerkennung der Inflation und ihrer Bedeutung ausgelegt, und auch als Distanzierung gegenüber der offiziellen These, dass die Inflation bei 10% pro Jahr liegt (wie es das INDEC ermittelt) und ein sekundäres Thema darstellt, das nur von der Opposition und den Medien übertrieben und politisch verwendet werde.
Indessen irrt Scioli. Die K-Regierungen sind nicht bei der Inflationsbekämpfung gescheitert: sie wollten die Inflation nicht bekämpfen, sondern friedlich mit ihr zusammenleben und sie in Grenzen halten. Am besten verteidigt der Deputierte Roberto Feletti diese These. Er gehört der Regierungspartei an und war vorher als Staatssekretär für Wirtschaftspolitik zweiter Mann im Wirtschaftsministerium (unter Amado Boudou als Minister) und noch weiter vorher, unter Anibal Ibarra als Chef der Stadt Buenos Aires, Präsident der Bank der Stadt, Banco Ciu-dad, und ganz früher ZB-Beamter und gewerkschaftlicher Belegschaftsvertreter. Er weist stets darauf hin, dass es nicht auf die Inflationsrate ankommt, sondern um das Realeinkommen der Bevölkerung, an erster Stelle der Arbeitnehmer. Wenn also Löhne stärker steigen als die Inflation, und im schlimmsten Fall, gleich viel, wäre der Fall in Ordnung. In der Tat bezieht sich ein grosser Teil der Klagen über die Inflation auf den realen Einkommensverlust, den viele Menschen zu spüren bekommen, und nicht auf die Inflation selber. Die Inflation wirkt eben nicht gleichmässig für alle, vor allem kurzfristig nicht; einige verdienen dabei und andere verlieren. Die Arbeitnehmer stellen sich die Dinge so vor, dass die Preise nach der Lohnerhöhung, die sie erhalten haben, nicht weiter steigen sollen, und das ist reichlich naiv gedacht. Oder es ist eben politische Heuchelei der Gewerkschaften, um kurzfristig eine neue Lohnforderung zu rechtfertigen. Die Inflation als störender Faktor der Wirtschaft allgemein wird nie erwähnt. Doch gerade darauf kommt es an.
Diese Politik der verwalteten Inflation ist ein Bestandteil des „Modells” der Kirchners. Aber es ist dabei schwer zu vermeiden, dass die Inflation zunimmt, statt unverändert auf dem gleichen prozentualen Stand zu bleiben, wie es die Regierung wünscht. Der Präsidentin und den hohen Beamten, die bei der Wirtschaftspolitik mitmischen, scheint klar zu sein, dass die Gesellschaft mit der bestehenden Inflation irgendwie zurechtkommt, dass jedoch eine höhere Inflation (und vor allem eine stark zunehmende) Probleme schafft, viele Geschäfte behindert und die Wirtschaft allgemein zunehmend stört, rezessiv und wachstumshemmend wirkt, ganz besonders, wenn die Menschen die Nähe einer neuen Hyperinflationswelle befürchten. Denn in Argentinien weiss man erfahrungsgemäss, das der Schritt von der Hochinflation zur Hyperinflation sehr klein ist. Dass diese Erkenntnis besteht, muss als positiv bewertet werden.
Ein notwendiges Gesamtkonzept
Als 2011 den Gewerkschaften in einigen Fällen ein Vorstoss gelungen war, mit Zulagen von über 30% und auch über 40%, und sie dann 2012 dies verallgemeinern wollten, witterte die Regierungsmannschaft Gefahr und zog an der Bremse. Das ist der tiefere Grund der Distanzierung mit dem damaligen CGT-Chef Hugo Moyano, der hier nicht nachgeben wollte.Vorher war er ein treuer Anhänger der Kirchners gewesen, sowohl mit Néstor wie mit Cristina.
In dieser Beziehung ist es wichtig, dass Antonio Caló, der die Gewerkschaft der Metallindustrie leitet und von CFK zum neuen Chef der CGT gemacht wurde (allerdings nur eines Teils, weil viele Gewerkschafter bei Moyano blieben) in der Vorwoche äusserte, dass man auf eine Inflation von unter 10% hinzielen müsse, bei Mitwirkung der Regierung, der Gewerkschaften und der Unternehmer. Das bedeutet unterschwellig, dass er bereit ist, sich mit niedrigeren Lohnzulagen zufrieden zu geben, und auch, dass er sich bewusst ist, dass die Lohnzulagen einen Teil der Inflationsmechanik bilden. Diese fundamentale Äusserung von Caló wurde jedoch von den grossen Zeitungen und den Fernsekommentatoren kaum zur Kenntnis genommen.
Caló ist sich offfensichtlich der Tatsache bewusst, dass die Metallindustrie vor Schwierigkeiten steht. Der zurückgebliebene Wechselkurs, die internen Kostensteigerungen, die weit über die Abwertung gegenüber dem Dollar hinausgehen, und eine schwächere Konjunktur in dieser Branche haben sich hier ausgewirkt. Es gibt Entlassungen, ganz oder zeitlich beschränkt, und Kurzarbeit. Die Unternehmen bemühen sich um Rationalisierung, was konkret bedeutet, dass sie kaum noch neue Arbeitskräfte einstellen und auch frei werdende Stellen (wegen Pensionierung, Tod, Entlassung oder freiwilligen Abgang) nicht besetzen. Eine bedeutende Lohnerhöhung würde diese Lage nur noch weiter verschlimmern. Caló ist eben zur Vernunft gezwungen, während Moyano immer noch Lohnerhöhungen der Lastwagenfahrer durchdrücken kann, die dann auf die Trans-portarife abgewälzt werden. Dass die Beschäftigung im privaten Bereich in den letzten zwei Jahren kaum noch zugenommen hat, und übertriebene Lohnerhöhungen dies verschlimmern, interessiert ihn nicht. Politisch kann man jedoch nur eine allgemeine Mässigung der Gewerkschafter erreichen, wenn es ein Gesamtkonzept gibt, um die Inflation auf unter 10% zu drücken. In diesem Sinn muss an erster Stelle die monetäre Expansion begrenzt werden. Die gegenwärtigen Expansionsraten, von 28% in 12 Monaten bei der monetären Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB), und von 30% beim monetären Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), müssen auf etwa 10% zurückgeschraubt werden. Der ehemalige ZB-Präsident Martín Redrado hielt sich an das Konzept, dass die monetäre Expansion die Zunahme des Bruttoinlandsproduktes zu laufenden Werten passiv begleiten müsse, also prozentual etwas niedriger liegen müsse. Diese Politik ist von der ZB nach seinem Abgang aufgegeben worden, besonders weil die ZB zunehmend für Finanzierung des Haushaltsdefizites eingesetzt wird. Wenn die ZB-Reserven nicht abnehmen würden (schon um über u$s 1 Mrd. im Laufe dieses Jahres), was eine kontraktive interne monetäre Wirkung hat, wäre die Geldexpansion noch höher.
Die Zuwendungen der ZB an das Schatzamt betragen dieses Jahr (bis Mitte Oktober) schon $ 48,8 Mrd. Für das ganze Jahr 2013 wird mit u$s 74 Mrd. gerechnet, 51,6% mehr als die $ 47,5 Mrd. des Vorjahres. Hinzu kommt die expansive Kreditpolitik, weil die Regierung die Wirtschaftstätigkeit ankurbeln will. In 12 Monaten zum 11.10.2013 stiegen die Bankkredite um 35,6%, während die Depositen um 29% zunahmen. Die Differenz wirkt monetär expansiv. Bei den Fristdepositen, die 45% der gesamten Depositen ausmachen, findet in letzter Zeit ein zunehmender Übergang auf kurzfristige Anlagen (30 bis 59 Tage) statt, die in 12 Monaten um 42,27% zugenommen haben. Diese Depositen sind besonders durch eine Zunahme des Inflatiosrhythmus gefährdet, dem in letzter Zeit durch eine Erhöhung der Passivzinsen entgegengewirkt wurde. Dennoch sind die Zinsen real, also bei Berücksichtigung der Inflation, negativ. Bei Fristdepositen (30 bis 59 Tage) betragen sie in einem Monat bis Mitte Oktober durchschnittlich 1,42%, bei einer Zunahme der Konsumentenpreise von über 2%. Es ist erstaunlich, dass die Sparer dies hinnehmen. Dennoch hat dieses Verhalten eine Grenze. Auch die Regierung ist sich bewusst, dass bei Zunahme des Inflationsrhythmus jederzeit eine massive Abhebung von Depositen (im Finanzjargon als „run” bezeichnet) eintreten kann, mit verheerenden Konsequenzen.
Die Notwendigkeit einer aktiven Sparpolitik
Eine Verringerung der monetären Expansion setzt an erster Stelle eine aktive Sparpolitik der Regierung voraus, die durchaus möglich ist. Diese Regierung betreibt eine so phänomenale Vergeudung öffentlicher Mittel, dass die effektive Möglichkeit besteht, die Staatsausgaben zu verringern, ohne dabei echte soziale Programme (nicht zu verwechseln mit politischen Finanzierungen!) zu betreffen und ohne grosse Konflikte. Man muss zunächst von einem Austeritätsprinzip ausgehen, und das beginnt bei der Präsidentin selber. Wenn sie nicht mit dem Beispiel vorangeht, kann sie von den Entscheidungsträgern in der Regierung, von hohen Beamten im allgemeinen, und auch von Gouverneuren und Bürgermeistern nicht erwarten, dass sie in diesem Sinn handeln.
Zunächst müssten ihre absurd hohen Ausgaben für Flugreisen aufhören. Für ihre Reise nach Vietnam wurde ein privates Flugzeug für u$s 850.000 gemietet; wenn sie in Calafate ausruht, muss ein Flugzeug ihr jeden Morgen die Zeitungen bringen, was um die u$s 10.000 pro Flug kostet; dann fliegt sie täglich im Helikopter von ihrer Residenz in Olivos zum Regierungsgebäude, statt im Automobil zu fahren, was auch viele tausend Dollar kostet. Auch Minister und Gouverneure übertreiben es mit dem Flugzeug. Ebenfalls hält sich CFK im Ausland in sehr teuren Hotels auf, wie das Hotel Mandarin in New York, das über u$s 5.000 pro Tag kostet und für Ölscheichs gedacht ist. Angela Merkel u.a. Staatschefs gehen in normale Fünf-Sterne-Hotels, die einen Bruchteil kosten. Zum Glück haben die Ärtze CFK jetzt verboten, zu fliegen. Doch in einigen Wochen sollte diese Möglichkeit wieder aufkommen.
Darüber hinaus müssen dann die öffentlichen Ausgaben gründlich durchkämmt werden, mit einem Programm für Personalabbau. Doch prinzipiell geht es um Riesendefizite bei Staatsunternehmen, an erster Stelle Aerolineas Argentinas, und dann um Staatsinvestitionen, die nicht prioritär sind, bei denen keine Projektstudie durchgeführt wurde, und denen auch keine Finanzplanung zu Grunde liegt. Und nicht zuletzt fallen hier die irrationalen und überhöhten Subventionen für öffentliche Dienste ins Gewicht.
Das Reallohnproblem
Hier stellt sich ein Problem, weil die Teilabschaffung dieser Subventionen zu höheren Tarifen führt, an erster Stelle für Strom in der Bundeshauptstadt und Umgebung, an zweiter für öffentlichen Personentransport in städtischen Gebieten, ganz besonders der Bundeshauptstadt und Umgebung. Das bedeutet dann eine Verringerung des Reallohnes, auch wenn diese mit einer differenzierten Tarifpolitik begrenzt werden kann. Beim Strom müssten vornehmlich Haushalte mit einem hohen Konsum (von 2.000 KWSt. pro Bimester aufwärts) einen viel höheren Tarif zahlen, ohne Subvention. Beiläufig würden dann viele Haushalte vorsichiger mit dem Stromkonsum umgehen, was die Energiebilanz begünstigt.
Ohnehin würde der Reallohn durch eine Aufholung des Wechselkurses betroffen, die unvermeidlich erscheint, und ebenfalls durch einen höheren Rinderpreis, der wieder notwendig geworden ist, nachdem die Aufstockung des Kuhbestandes aufgehört hat und die Gefahr einer neuen Verringerung des Bestandes bevorsteht. Die Abnahme des Reallohne ist eine schmerzliche Erscheinung der verpönten „Anpassung” (ajuste), der sich CFK und ihre Sprecher energisch widersetzen. Doch sie können dabei diese Quadratur des Kreises gewiss nicht lösen, vor die sie eine Politik der Verringerung der Inflationsrate und auch der Verhinderung der Beschleunigung der Inflation stellt.
Eine Stabilisierungspolitik ohne Zunahme der Arbeitslosigkeit, ist unter diesen Umständen eben nur möglich, wenn sie in ein Gesamtkonzept eingebettet wird, bei dem besonders der Staat, aber auch die Unternehmer Anstrengungen machen. Dadurch kann der Reallohnverlust beschränkt werden, u.a. indem er durch geringere Sozialabgaben und Steuern zum Teil ausgeglichen wird. Das erfordert jedoch eine Senkung der übertrieben hohen Staatsquote, also Verringerung der Staatsausgaben.
Was gegenwärtig faktisch eine Stabilisierungspolitik erleichtert, ist der Umstand, dass die Wirtschaft in eine Stagnationsphase gerät und die Arbeitslosigkeit zunimmt, mehr als es das INDEC zugibt, das Personen, die arbeitslos sind, aber sich nicht um eine Beschäftigung bemühen, aus der Zählung ausschliesst. Der Arbeitsmärkt hat sich spürbar verhärtet, was besonders junge Menschen betrifft, die ihre erste Beschäftigung suchen. Und das kommt immer stärker bei Umfragen und der Stimmung der Wähler zum Ausdruck. Die Möglichkeit, den Überschuss an Arbeitskräften beim Staat einzustellen, mit der die Kirchners das Grundproblem versteckt haben, bestehen kaum noch, ganz besonders wenn man sich wirklich um die Staatsausgaben kümmert, die schon durch die Million Beamte belastet sind, die ab 2003 im Nationalstaat, den Provinzen und den Gemeinden eingestellt wurden. Indessen muss man sich auch überlegen, wie die Stabilität bei aufstrebender Konjunktur erhalten wird, was wesentlich schwieriger ist. Denn sonst würde auch eine gelungene Eindämmung der Inflation nur ein vorübergehendes Phänomen sein, wie es schon so oft der Fall war.